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Das Abonnement 
auf dies mit Ausnahme der 
Sountage täglich erſcheinende 
Blatt beträgt vierteljährlich 
für die Stadt Poſen 1½ Thlu, 
für ganz Preußen 1 Thlr. 

24½ Sgr. 
Beſtellungen 
nehmen alle Poſtanſtalten des 
In- und Auslandes an. 


Amtliches. 

Berlin, 25. Jan. Se. Majeftät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Königlich Hannoverſchen Staats⸗Miniſter und Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten, Grafen von Platen-Hallermund, den Königlichen Kro⸗ 


nen⸗Orden erſter Klaſſe und dem bisherigen Großherzoglich Heſſiſchen außeror⸗ 


dentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter zu Berlin, von Biege 
leben, den Königlichen Kronen-Orden zweiter Klaſſe mit dem Stern zu ver⸗ 
leihen; ferner den Kammerherrn und Geheimen Legationsrath Grafen von 
Perponcher⸗Sedlnitzky zum außerordentlichen Geſandten und bevollmäch⸗ 


tigten Miniſter am Königlich bayriſchen Hofe; und den zum Ober- Pfarrer an 


der St. Marien⸗Kirche in Danzig berufenen bisherigen Diakonus Reinicke in 
Marienwerder zum Superintendenten der Stadtſynode Danzig zu ernennen; ſo 
wie den Dber-Steuer-Fnipeftoren Akelbein in Görlitz, Seelmann in Kott ⸗ 
bus, und Lohmann in Marienwerder, imgleichen dem Ober⸗Zoll-Inſpektor 
von Hauenſchild in Tilſit, den Charakter als Steuer⸗Rath zu verleihen; 
endlich den nachbenannten Perſonen die Erlaubniß zur Anlegung der ihnen ver⸗ 
liehenen Orden zu ertheilen, und zwar: des Kommandeurkreuzes des Kaiſerlich 
franzoͤſiſchen Ordens der Ehrenlegion: dem Kommandeur des 3. Thüringiſchen 
Infanterie- Regiments Nr. 71, Oberſten von Blumenthal; des Ritterkreu⸗ 
zes des Königlich hannoverſchen Guelphen-Ordens: dem Major von Barner 
vom 1. Garde⸗Dragouer⸗Regiment; des 15 des Herzoglich ſachſen⸗ 
erneſtiniſchen Haus⸗Ordens: dem Hauptmann und 42 al Mueller 
vom 2. Schleſiſchen Jäger⸗Bataillon Nr. 6; des Verdienſtkreuzes een Or 
dens: dem Premier-Lieutenant Schweichler vom 1. Weſtfaliſchen nfanterie- 
Regiment Nr. 13 und dem Sekonderkieutenant von Nickiſch⸗Noſenegk 
vom 2. Schleſiſchen Jäger⸗Bataillon Nr. 6; ſo wie des Fürſtlich Waldeckſchen 
Militär⸗Verdienſtkreuzes zweiter Klaſſe: dem Premier⸗Lleutenant Wienand 
vom 5. Weſtfäliſchen Jnft. Regt. Nr. 53. 8 

Der Hütteninſpektor Theodor Stentz iſt zum Hüttendirektor der K. Eiſen ⸗ 
gießerei bei Gleiwitz ernannt. ; 

Der bisherige Kanzleidiätarius Chriſtian Auguſt Friedrich Bauch iſt als 
Sekretär der Generalkaſſe des Minſſteriums der geiſtlichen, Unterrichts- und 
Medizinalangelegenheiten angeſtellt worden. 

Am Gymnaftum zu Mühlhauſen iſt die Anſtellung des Schulamtskandida⸗ 
ten Dr. Schippang als ordentlicher Lehrer genehmigt worden. 

Angekommen: Der General-Major und Kommandeur der 8. Kavallerie⸗ 
Brigade, Graf zu Münfter-Meinhövel, von Erfurt. 

Abgereiſt: Se. Exzellenz der Erb⸗Landmarſchall im Herze thun Schle⸗ 
fien, Kammer. Graf von Sandretzki⸗Sand raſchütz, nach Langenbielau. 


Telegramme der Poſener Zeitung. 


München, Freitag 24. Januar. Die beiden Söhne 
des Prinzen Luitpold von Bayern, die Prinzen Ludwig und 
Leopold, werden in der nächſten Woche nach Athen abreiſen. 
Der älteſte dieſer Prinzen, Ludwig, wird als präſumtiver 
Thronfolger Griechenlands bezeichnet. 

Dresden, Freitag 24. Januar, Nachmittags. Das 
heutige „Dresdner Journal“ veröffentlicht den gegen den 
Nachdruck von Seiten Sachſens beim Bundestage eingebrach⸗ 
ten Antrag. — Das „Dresdner Journal“ dementirt die von 
der „Kölniſchen Zeitung“ gebrachte Nachricht von einer neuen 
Würzburger Konferenz und ſagt, daß an eingeweihter Stelle 
vorläufig nichts davon bekannt ſei. 

London, Freitag 24. Jan. Mit der Ueberlandpoſt 
eingetroffene Nachrichten melden aus Kalkutta vom 30. 
Dezember, daß mit dem Monate März das neue Papiergeld 
in Zirkulation kommen werde. Die Regierung hat Maaßre⸗ 
geln zur Erleichterung der indiſchen Baumwollenausfuhr an⸗ 
geordnet. — Aus Kanton wird vom 14. Dezember gemel⸗ 
det, daß die Situation in Japan und China befriedigend ſei. 
Peking ſei ruhig; die Berichte aus Jangſty und Hoangho 
lauten zufriedenſtellend. In Shanghai hingegen war man 
auf das Gerücht, daß Ningpo bon den Inſurgenten umringt 
ſei, beuntuhigter; ein engliſches Kriegsſchiff war nach dieſer 
Stadt abgegangen. Die Franzofen hatten von Rulo⸗Candore (?) 
im Kochinchina Beſitz genommen. (Die Depejche jagt woͤrt⸗ 
lich: frangais pris posses, si on rulo candore dans cochin 
chine.) 

Brüſſel, Freitag 23. Januar, Abends. Die „In: 
dependance“ jagt, daß die Konferenzen des Königs von Bel⸗ 
gien mit den politiſchen Notabilitäten in London den Zweck 


hätten, die Beziehungen der Krone zu den Führern der Par⸗ 
teien zu regeln und die durch das Ableben des Prinzen Ger 
mahls entſtandene Lücke auszufüllen. Das Gerücht von der 


beborftehenden Abdankung der Königin von England fei falſch. 
(Eingeg. 25. Januar I Uhr Vormittags.) 
— 0 — 


Die Parteien im Haufe der Abgeordneten. 
Es iſt ſehr viel mehr fable convenue als Wahrheit in dem 
altkonſtitutionellen Satze von dem Segen eines regen parlamenta= 
riſchen Parteilebend für den Staat im Allgemeinen oder für jeden 
taat. Da iſt einmal in England zur Zeit, als die Whigs und 
Tories noch in einem ziemlich regelmäßigen Turnus ſich in der 
Regierung des Landes ablöften, die triviale Bemerkung gemacht 
worden, dieſe mehreren regierungsberechtigten oligarchiſchen Kliquen, 
ihr traditioneller Gegenſatz und der Wechſel ihrer Herrſchaft hätten 
manche Vorzüge vor der gewöhnlichen ſtabilen Oligarchie voraus, 
und flugs hat man daraus ein gemeingültiges politiſches Axiom 
abdeſtillirt. Wovon friſten unſere politiſchen Parteien ihr Daſein, 
wenn nicht von dem Streit und dem Hader über irgendwelche 


jetbftjüchtigen ſozialen Intereſſen oder über irgendwelche abſtrakten 
Wahrheiten, die künſtlich zu ſtaatlichen Lebensfragen hinaufge⸗ 


ſchraubt worden find? Und wann hat ein Staat ſchon durch die 
Uneinigkeit ſeiner Bürger und die Lebhaftigkeit innerer Konflikte 


Sonnabend den 25. Jannar 1862. 
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an Macht und Geſundheit zugenommen? Hälle jener konſtitu⸗ 
tionelle Satz von den Parteien wirklich die beanſpruchte abſolute 
Geltung, der Anblick unſerer gegenwärtigen Volksvertretung müßte 


dem konſtitutionellen Leben in Preußen heute ein ganz beſonderes 
gabe betheiligt, daß der große Grundbeſitz mindeſtens die Hälfte 


Gedeihen verſprechen. An Fraktionen wenigſtens hat das jetzige 
Haus der Abgeordneten fürwahr keinen Mangel; Altkonſervative, 
Altliberale, Gouvernementale, Miniſterielle, unabhängige Liberale, 
Preußiſche, Deutſche Fortſchrittsmänner, Katholiken, Polen — da 
iſt jede politiſche Schattirung, jede Stroͤmung der Volksanſchauun⸗ 
gen in beſonderer Bildung und Geſtgltung vertreten. 

Doch fordert der Erfolg, mit dem dieſe parlamentariſchen Par⸗ 
teien bei der jüngſten Wahl der Präſidenten ihre Kräfte gemeſſen 
haben, zu ernſteren Betrachtungen heraus, als konſtitutionelle Re⸗ 
densarten ſie darbieten können. Es iſt Thatſache geworden, daß das 
Miniſterium, welches in der vorletzten Seſſion des Landtags noch 
über die ganze liberale Majorität der Volksvertreter faſt unbedingt 
zu verfügen hatte, in dieſer Seſſion auf eine ſichere Majorität über⸗ 
haupt nicht mehr zählen kann. Die Partei Grabow bietet der bis⸗ 
herigen Politik des Miniſteriums gar keine zuverläſſige Stütze; ſie 
hat es ſelbſt ausſprechen müſſen, daß die Wahl ihres Führers zum 
Präſidenten lediglich eine perſönliche Anerkennung, aber keine An⸗ 
erkennung der Partei enthält, und ihr Unterliegen bei der Wahl der 
beiden Vize-Präſidenten beweiſt es thatſächlich genug. Die Fort⸗ 
ſchrittspartei, von der es gewiß iſt, daß fie von Tag zu Tage die 
Unterſtügung des Miniſteriums an ſich immer entſchiedener auf⸗ 
geben wird, balaneirt ſchon für ſich allein an Stimmenzahl faſt die 
miniſterielle Fraktion (75 gegen 83 Mitglieder). Das Zentrum 
gravitirt aber ſo überwiegend nach links und nicht nach rechts, daß 
es kaum zweifelhaft ſein kann, die Fortſchrittspartei werde in den 
meiſten entſcheidenden Fragen die Majorität für ſich gegen das 
Miniſterium haben. 

Es iſt dringend zu wünſchen, daß die Staatsregierung die 
Situation, in der ſie ſich gegenüber der Volsvertretung und dem 
Volke befindet, möglichſt rückhaltslos in's Auge faſſe. Noch iſt 
das Vertrauen zu den Perſonen und den Grundſätzen der Miniſter 
im Volke in keiner Weiſe geſchwächt. Nur der Glaube an den 
Ernſt ihres Willens und die Kraft ihres Vollbringens ſchwindet 
ſtündlich mit erſchreckender Schnelligkeit. Wenn das Miniſterium 
unglücklicherweiſe in den Irrthum verfallen ſollte, die Aufgaben 
ſeiner innern Politik fortan etwa in ein bloßes Negiren und Be⸗ 
kämpfen der Forderungen der Fortſchrittspartei zu ſetzen, dann, 
kann es mit Sicherheit überzeugt ſein, werden die nächſten Wahlen 
eine eklatante Majorität der Fortſchrittspartei bringen, und der 
Konflikt zwiſchen Krone und Volk wird offen vorliegen. 

Daß ein liberales Miniſterium in einer durch und durch libe⸗ 
ralen Kammer nicht nur eine abſolute Majorität nicht für ſich hat, 
daß unter einem ſolchen Miniſterium in einer ſolchen Kammer 
überhaupt eine geſchloſſene, von gleichartigen politiſchen Grund⸗ 
ſätzen geleitete abſolute Majorität nicht vorhanden iſt: dieſe That⸗ 
ſache enthält nach unſerer Anſicht vor Allem die Mahnung an die 
Staatsregierung, ihrer Politik, ſei es in den Dingen des äußeren, 
ſei es des inneren Staatslebens einen tieferen Gehalt zu geben, als 
bloße liberale Geſinnungen ihn gewähren. Jede Politik des 
poſitiven Handelns, des thäkigen Fortbildens und Fortſtrebens, vor 
Allem aber jede Politik, welche dem nationalen Ehrgeiz Nahrung 
gewährt, wird in Preußen mehr als in irgend einem anderen Staate 
raſch über alle Parteizerſplitterung triumphiren und den Volksgeiſt 
in vollſtem Umfange und ganzer Kraft für ſich haben. Das üppige 
Aufwuchern eines wirren Parteilebend iſt dagegen ein untrügliches 
Zeichen, daß es der Politik an inhaltsreichen realen Zielen gebricht, 
welche der Nation und den Bedürfniſſen nationalen Thatendrangs 
einen feſten Vereinigungspunkt darbieten. 


Deut ſchland. 

Preußen, AD Berlin, 24. Jan. [Fortſchrittspolitik 
der Regierung; die neue Kreisordnung und der Ent⸗ 
wurf des Jahres 1860; die Vorlage über Miniſter⸗ 
verantwortlichkeit.] Beide Häuſer des Landtages ſind mit 
Regierungsvorlagen reichlich bedacht worden, ſo daß ſie gleich vom 
Beginn der Seſſion vollauf zu thun haben, obgleich allerdings erſt 
die Kommiſſionen ihre vorbereitende Arbeit abſolviten müſſen, ehe 
Plenarberathungen ftattfinden können. Jedenfalls hat die Regie⸗ 
rung durch ihre Reformentwürfe, welche in die wichtigſten Gebiete 


des Staatslebens eingreifen, thatſächlich den Beweis geführt, daß 
fie das Programm einer praktiſchen „Fortſchrittspolitik“ zu verwirk⸗ 
lichen ſtrebt. Auch die Vorlagen über die Ober⸗Rechnungskammer 
und über die Miniſterverantwortlichkeit, welche bekanntlich in den 
hoͤchſten Sphären mit erheblichen Bedenken zu kämpfen hatten, find 
ſofort der parlamentariſchen Beſchlußnahme überantwortet worden, 
und es iſt begründete Ausſicht vorhanden, daß noch zwei wichtige 
Entwürfe, nämlich die eines Unterrichtsgeſetzes und einer Städte⸗ 
ordnung, im Laufe der Seſſion für die Reformthätigkeit der Re⸗ 
gierung Zeugniß ablegen werden. Namentlich der Entwurf der 
Städteordnung ſoll in der Ausarbeitung ſo weit vorgerückt ſein, 
daß die Vorlage ſchon in nahe Ausſicht geftellt werden 1 


er Zeilung. 


Dosen 
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In ſerate 
(1½ Sgr. für die fünfgeſpal 
tene Zeile oder deren Raum: 
Reklamen verhältnißmäßig 
höher) find an die Expedi⸗ 
tion zu richten und werden 
für die an demſelben Tage er⸗ 
ſcheinende Nummer nur bis 
10 Uhr Vormittags am 
genommen. 


den dritten Theil der Geſammtvertretung nicht überſchreiten darf, 
für den Kreistag zu ernennen hat. An der Wahl der übrigen Kreis⸗ 
vertreter find die Wahlverbände des großen Grundbeſitzes aus den 
Landgemeinden nach Verhältniß des Flächenraums mit der Maß⸗ 


der ländlichen Vertretung zu wählen hat, wenn die Anzahl der 
großen Beſitzungen die Hälfte der für die ländliche Vertretung bes 
ſtimmten Abgeordnetenzahl erreicht. In Kreiſen, wo der große 
Grundbeſitz dieſe Zahl nicht erreicht, ſoll er wenigſtens ſo viel Ab⸗ 


geordnete ernennen, als große Beſitzungen vorhanden ſind. Der 


zweite wichtige Punkt iſt, daß der neue Entwurf einfach die Ernen⸗ 
nung des Landraths durch den König vorſchreibt und ſomit dem 
Präſentationsrechte keinen legalen Anhalt giebt. Es würde ſonach 
ganz in dem Ermeſſen der Regierung ſtehen, wie weit ſie demſelben 
einen Einfluß verſtatten will. — Aus dem Geſetzentwurf über die 
Verantwortlichkeit der Miniſter kann ich Ihnen ſchon vor dem Ab⸗ 
druck einige weſentliche Beſtimmungen mittheilen. Die Miniſter 
können wegen Verfaſſungsverletzung angeklagt werden. Als Ver⸗ 
faſſungsverletzung wird betrachtet, wenn ein Miniſter ſich durch 
Handlung oder Unterlaſſung eines Eingriffs in die durch die Ver⸗ 
faſſung gewährleiſteten Rechte, unter Zuwiderhandlung gegen aus⸗ 
drückliche Geſetzesvorſchriften vorſätzlich und mit dem Bewußtſein 
der Verfaſſungswidrigkeit ſchuldig gemacht. Wenn der Angeklagte 
ſchuldig befunden wird, ſo kann die Strafe auf Einſchließung bis 
zu fünf Jahren lauten. Die Verurtheilung hat die Amtsentſeßung 
des Miniſters und die Unfähigkeit zu einem ſolchen Poſten zur 
Folge. Dem Könige ſteht das Begnadigungsrecht zu; doch verzich⸗ 
tet er darauf, dem Verurtheilten ein Miniſteramt zu übertragen. 
(Berlin, 24. Januar. [Vom Hofe; Verſchiedenes.] 
Der König, die königlichen Prinzen und mehrere fürſtliche Perſo⸗ 
nen, ſo wie die geladene Jagdgeſellſchaft fuhren, wie ſchon gemeldet, 
heute Morgen nach Potsdam, jagten daſelbſt bis 4 Uhr in den ki» 
niglichen Gärten und kehrten alsdann mittelſt Extrazuges wieder 
hierher zurück. Das Dejeuner wurde im Freien eingenommen. Nach 
Aufhebung der Tafel konferirte der König noch in ſeinem Palais 
mit den Miniſtern v. d. Heydt und Graf Bernſtorff. Morgen Vor⸗ 
mittag wird wieder im Beiſein des Kronprinzen ein Minifterrath 
abgehalten; derſelbe findet im Hotel des Staatsminiſteriums ftatt. 
— Heute iſt bei dem Grafen Schwerin und morgen bei Hrn. v. Pa⸗ 
tom eine glänzende Soirée. Schon heute Morgen waren Gärtner 
in beiden Hotels beſchäftigt, die Aufgänge und die Säle, welche die 


‚Säfte aufnehmen ſollen, mit den ſchonſten Blumen und Topfge⸗ 


wächſen zu dekoriren. Eine ganz beſondere Rührigkeit zeigte ſich im 
Finanzminiſterium, da hier vornehmlich die Tapezirer für das mor⸗ 
gende Feſt noch alle Hände voll zu thun haben. Der prachtvollen 
Ausſtattung des neuen Saales iſt ſchon Erwähnung geſchehen. 
Außer den Bruſtbildern der Miniſter v. Stein, v. Hardenberg, 
v. Maaßen und v. Map befinden ſich auch noch ſchöne allegoriſche 
Darſtellungen an der Decke. Die glanzvolle Dekoration des Saa⸗ 
les wird allgemein bewundert. Die Erleuchtung wird durch einen 
herrlichen Kronleuchter und durch Wandkandelaber, wie ſie ſich im 
Opernhauſe befinden, bewirkt. Der Fußboden iſt parkettirt. Eben ſo 
glänzend wie der Saal find auch die Vorzimmer ausgeſtattet. Wie 
ich heute hörte, glaubt man mit Beſtimmtheit darauf rechnen zu 
konnen, daß die Majeſtäten, der Kronprinz und andere Mitglieder 
des Koͤnigshauſes dieſe erſte Soirée des Herrn v. Patow durch ih⸗ 
ren Beſuch verherrlichen werden. Die Erwärmung der Lokalitäten 
im Finanzminiſterium geſchieht durch Waffe ung — In dem 
geſtrigen Hofkonzert wirkten die Damen Köjter und Lucca, Herr 
Formes und der Konzertmeiſter Jean Becker mit. Die Muſik⸗ und 
Geſangvorträge hatten meiſt einen ernſten Charakter; nur der Wal⸗ 
zer aus der Oper „Fauſt“ von Gounod, von Frl. Lucca geſungen, 
dürfte eine Ausnahme machen. — Das Friedrichs⸗Monument war 
heute mit zahlloſen Kränzen geſchmückt und eine große Volksmenge 
umſtand daſſelbe den ganzen Tag. Im Laufe des Vormittags um⸗ 
zogen Schüler, von ihren Lehrern geführt, das Standbild und be⸗ 
kränzten das eiſerne Gitter, welches das Denkmal einſchließt. Auch 
die Helden auf dem Poſtament waren ſchön bekränzt. Unter den 
Kränzen am Gitter befanden ſich zwei mit Inſchriften; die eine 
lautete: „Dem Vater des Vaterlandes die dankbaren Urenkel,“ und 
„Dem Einzigen“. — Der Geheime Legationsrath Theremin, wel⸗ 
cher an Stelle des erkrankten Herrn v. Meuſebach zum Miniſterre⸗ 
ſidenten in Braſilien ernannt iſt, wird Ende April oder Anfangs 
Mai dorthin abgehen. Perſonen, welche die braſilianiſchen Verhält⸗ 
niſſe genau kennen wollen, behaupten, daß Herr Theremin kein ge⸗ 
eigneter Vertreter Preußens ſei, und daher mag auch wohl das Ge⸗ 
rücht kommen, daß die Ernennung zurückgenommen fe. — Der 
Urlaub des Balletmeiſters Paul Taglioni läuft am 1. Febr. ab und 
wird derſelbe an dieſem Tage aus Mailand hier zurückerwartet. 
Der ihm verliehene Kronenorden iſt nach Mailand geſchickt worden. 

— (Zur Stempelſteuer.] Einer Verfügung des Finanz⸗ 
miniſters zufolge fo in denjenigen Fällen, wo Abonnenten, welche 
im Auslande auf preußiſche steuerpflichtige Blätter pränumerirt has 


ben, im Laufe der Abonnementsperiode ihren Wohnſitz oder zeit⸗ 


In dem Entwurfe einer Kreisordnung für die ganze Mon⸗ 


| archie, welcher geftern im Herrenhauſe eingebracht wurde, find 
hauptſächlich zwei Punkte zu beachten, welche von dem Entwurfe 
| des Jahres 1860 abweichen. Zunächſt wird die Vertretung des 


ach dem früheren Entwurfs fiel denſelben in der Regel die Hälfte 
der Geſammtvertretung zu. Die jetzige Vorlage beſtimmt, daß zu⸗ 
nächſt der ſtädtiſche Wahlverband jedes Kreiſes eine nach Verhältniß 
der Bevölkerung beſtimmte Anzahl von Abgeordneten, welche jedoch 


Roten ländlichen Grundbeſitzes im Kreistage erheblich beſchränkt. 


weiſen Aufenthalt nach einem preußiſchen Orte verlegen und dann 
die einzelnen Nummern an dieſem letzteren Orte in Folge ſtattge⸗ 
habter Ueberweiſung ausgehändigt erhalten, da alsdann die bei der 
Verſendung nach dem Auslande zugeſtandene Steuerfreiheit auf- 
hört, für jede in dieſer Weiſe zum Gebrauche im Inlande gelan- 
gende Nummer eine Stempelſteuer von drei Pfennigen durch die 
Poſtanſtalten erhoben werden. 

Magdeburg, 23. Jan. [Unterfuhung gegen v. Sobbe.] 
Der „Magd. Correſp. meldet, angeblich aus zuverläſſiger Quelle: 
„Es iſt bis jetzt ein Urtheilsſpruch noch nicht publizirt, und die An⸗ 
nahme der Verurtheilung des Lieutenants v. Sobbe zu 5 Jahren 


9 
und des Lieutenants Putzki zu 2 Jahren Feſtungsarreſt beruht 
nur in einer Muthmaßung, welche darauf ſich gründen dürfte, daß 
5 Jahre Gefängniß das höchſte Strafmaaß find, welches auf den 


erſteren Offizier „wegen ſchwerer Körperverletzung, die den Tod zur | 


Folge hatte, bei Annahme von mildernden Umſtänden“, zur Ans 


wendung gebracht werden kann. Bekanntlich wird gegen Militär⸗ 


perſonen bei nicht militäriſchen Verbrechen und Vergehungen das 
Zivilſtrafgeſetzbuch in Anwendung gebracht. Daſſelbe bedroht Jeden 
wegen Todtſchlages mit 2 Jahren Gefängniß bis zu 20 Jahren 


Zuchthaus, je nachdem mildernde Umſtände dabei mitwirken; we⸗ 
gen ſchwerer Körperverletzung aber, die den Tod zur Folge hatte, 
worden, und neben dem Staatsbankerott ſchreitet der Terrorismus 
einher. Nebenher wird der Gedanke angeregt, aus Rache gegen 
England wegen der „Trent“-Affaire den Reziprozitätstraktat mit 


„mit 6 Monaten bis 5 Jahren Gefängniß bei Annahme von mils 
dernden Umſtänden“; mit mindeſtens 10 Jahren Zuchthaus jedoch, 
wenn mildernde Umſtände nicht vorhanden ſind. Feſtungsarreſt 


verhält ſich zur ee wie 3:2, zur Zuchthausſtrafe wie 
5 Jahre Gefängniß = 7 ½ Jahren Feſtungs⸗ 
ſten 4 Jahre in Kraft beſteht.“ 


Oeſtreich. Wien, 22. Jan. [Tagesnotizen.] Der 


974, ſo daß alſo z. B. 
arteſt ſind.“ 


Kaiſer hat in Anerkennung der Verdienſte des Feldherrn der italie⸗ 
niſchen Armee, F8 M. Benedek, demſelben das Großkreuz des Leo⸗ 
poldordens verliehen. — Allen engliſchen Offizieren, die ſich in 
Oeſtreich aufhalten und die Aufforderung erhalten hatten, nach 
England zurückzukehren und ſich für den Fall eines Krieges mit 
Amerika zur Verfügung zu ſtellen, wurde der Urlaub wieder ver⸗ 
längert. — Nach dem „Siebenbürg. Boten“ haben ſämmtliche un⸗ 
gariſche Gubernialräthe in Klauſenburg mit Ausnahme des Grafen 
Nemer am 10. d. abgedankt. — Das Prager erzbiſchöfliche Konſi⸗ 
ſtorium hat gegen den Beſchluß des Profeſſorenkollegiums der dor⸗ 
tigen Univerſität, den ordentlichen Profeſſor des Straftechts Dr. 
Weſſely als Promotor anzuerkennen, wegen des iſtaelitiſchen Glau⸗ 
bens des letzteren proteſtirt und dieſen Proteſt dem Staatsminiſte⸗ 
rium unterbreitet. Daſſelbe iſt indeſſen dem Anſinnen des erzbi⸗ 
ſchöflichen Konſiſtoriums entſchieden entgegengetreten und hat in 
dem iſraelitiſchen Glaubens bekenntniſſe des Profeſſors kein Hinder⸗ 
niß erblickt, welches deſſen Funktionirung als Promotor im Wege 
ſtehen könnte. — In Trieſt iſt mit dem Dalmatiner Boote ein Ad⸗ 
jutant des Fürſten von Montenegro angekommen, der mit einer 
politiſchen Miſſion betraut iſt. Uebrigens herrſchte in Trieſt am 
18. d. ein jo furchtbarer Sturm mit Schneegeſtöber, daß die Ab⸗ 
fahrt ſämmtlicher Dampfer, auch des Levante⸗Eildampfers, ver⸗ 
ſchoben werden mußte und man auf neue Hiobspoſten von der See 
gefaßt iſt. — Wie die „A. 3.“ erzählt, hat die k. preußiſche Regie⸗ 
rung im diplomatiſchen Wege durch den hieſigen k. preußiſchen Ge» 
ſandten Baron Werther, wegen eines die preußiſche Marine herab⸗ 
ſetzenden Artikels eines hieſigen Tageblattes reklamirt, und dürfte 
die Sache vielleicht zu einem Preßprozeß führen, in welchem die 
preußiſche Regierung als Kläger erſcheint. 

[Der franzöſiſche Konſul Hecquard.] Man ſchreibt 
von hier der „Südd. 3.“ Folgendes: Man hat von hier aus dem 
Fürſten Metternich die Weiſung zukommen laſſen, Baron Thouve⸗ 
nel von dem Wunſche zu unterrichten, daß Herr Hecquard, der fran⸗ 
zoͤſiſche Generalkonſul in Skutari (Albanien in der Türkei), von 
ſeinem Poſten abberufen werde, oder daß man ihn wenigſtens ver⸗ 
anlaſſe, das öſtreichiſche Gebiet nicht mehr als ſeinen Aufenthalt zu 
wählen. Konſul Hecquard iſt bekanntlich ſchon über neun Jahre 
der Vertreter Frankreichs in Ober⸗Albanien und hat als ſolcher mit 
raſtloſer Thätigkeit jene bekannten Beziehungen zu Montenegro 
und den Häuptlingen der ſüdſlawiſchen Agitation in der Herzego⸗ 
wing und Bosnien angeknüpft. Seiner Wirkſamkeit hat es Louis 
Napoleon zu danken, daß er um einen verhältnißmäßig geringen 
Geldaufwand in der Czernagora eine Art Vaſallenſtaat zur Ver⸗ 
fügung hat, welcher unaufhörlich rumort und die für die Pariſer 
Diplomatie nothwendige Unruhe an den Grenzen Oeſtreichs wach 
erhält. In neuerer Zeit war Hecquard ganz beſonders thätig; ſeit 
man im franzöſiſch⸗ſardiniſchen Kriegsrathe das Schreckgeſpenſt 
einer Garibaldiſchen Expedition nach Dalmatien erfunden hat und 
zu dem Zwecke Luka Vukalovich in Seene ſetzte, verdoppelte und 
verdreifachte fish Hecquard. Er ertheilte vor jeder Bewegung den 
Befehl, er zahlte die Subſidien und Geldbelohnungen an die inſur⸗ 
girte Rajah aus und überwachte, wie verſichert wird, auch den 
Waffenſchmuggel, welcher eine Zeit lang von der Küſte nach dem 
Innern des Landes ſo lebhaft betrieben wurde. (Hecquard iſt nun, 
wie ſchon telegraphiſch erwähnt, abberufen und nach Damaskus 
verſetzt worden.) 

Bremen, 23. Jan. [Die Bremen⸗Geeſte⸗Bahnj iſt 
heute Morgen dem regelmäßigen Verkehr übergeben worden und 
bis zum 1. April werden täglich zwei Züge von hier nach Geeſte⸗ 
münde⸗Bremerhaven abgehen, alsdann tritt eine Vermehrung der⸗ 
ſelben ein. Irgend welche Feierlichkeiten haben bei der Eröffnung 
nicht ſtattgefunden. (Mei. Ztg.) 

i Großbritannien und Irland. 

London, 22. Janugr. [Die amerikaniſche Finanz⸗ 
kriſis.] Die „Times“ ſagt in ihrem Börſenbericht: Die neueſten 
Kaufmanns berichte aus Amerika zeigen, daß der Staatsbankerott 
fo raſche Fortſchritte macht, als man erwartet hatte. Gold ſteht bei» 
nahe ſchon auf 5 Proz. Prämie, und die Folge dadon iſt, daß die 
bisher auf 100 Millionen Dollars veranſchlagten jährlichen Kriegs- 
koſten auf 105 Millionen geſteigert werden müſſen. Die Maſſen 
in Amerika verſtehen jedoch offenbar eben ſo wenig von finanziellen 
als von politiſchen Prinzipien und haben, irregeleitet von der Preſſe, 
keine Ahnung von dem, was die Folge ſein wird. Noch hört man 
nichts von Einſchränkung oder Beſteuerung. Letztere, heißt es, 
müſſe reiflich erwogen werden, während die Ausgaben ſofort gedeckt 
werden müßten. So kommt es, daß ſofort uneinlösbare Noten im 
Betrage von 20 Millionen Pfd. St. ausgegeben worden ſind, d. h. 
eine eben ſo große Summe, als gegenwärtig der Notenumlauf der 
engliſchen Bank deträgt, die aber kaum genügen dürfte, um die 
lange rückständigen Zahlungen an drängende Lieferanten und Agen. 
ten zu leiſten. Dem Publikum wird bedeutet, es ſeien dieſe Noten 
daſſelbe, was die engliſchen Schatzſcheine find, mit dem alleinigen 
Unterſchiede, daß ſie nicht wie dieſe Zinſen tragen, wobei aber der 
andere Unterſchied verſchwiegen wird, daß Jedermann gezwungen 
ift, jene Noten anzunehmen, während Schatzſcheine nur von denen 
gekauft werden, die eben Luſt haben. Genug an dem, daß man, 
wie bei der „Trent“⸗Affaire, die Leute auf das Beiſpiel Englands 
verweiſt. Trotz alledem fangen einige Leute an, Angſt zu bekom⸗ 
men, und da in der Preſſe jede freie Meinungsäußerung verboten 


wie Friede und gute Regierung einer 


2 


ift, fo waren in der Stadt Newyork Plakate angeſchlagen worden, 
darauf die Worte „Friede um jeden Preis‘, Der Metallvorrath 
der Banken war in den letzten Tagen wieder um 1 Million Pfd. 
zuſammengeſchmolzen, ſteht aber fortan unter keiner öffentlichen 
Kontrole, da kein Metall weiter gezahlt wird. Einige der ange⸗ 
ſehenſten Kaufleute ſind der Anſicht, daß Gold vor Ablauf des Mo⸗ 
nats auf 10 und, wenn der Krieg ſich bis Mitte Sommers hin⸗ 


ziehen ſollte, auf 50 Proz. ſteigen werde. Die nordweſtlichen Staa- 


ten ſollen über die Ausſicht auf eine Beſteuerung höchſt mißvergnügt 
ſein, doch wird daſelbſt noch jede mißliebige Aeußerung aus Furcht 


vor Denunzianten unterdrückt. Denn die Spione find furchtbar ge⸗ 
habe er ſich überzeugt, daß das ganze Inſtitut, ſowohl was Zahl 


Kanada aufzuheben. Man ſcheint zu vergeſſen, daß dieſer auf die 
Dauer von 10 Jahren abgeſchloſſen wurde und noch für die näch⸗ 


— [Tagesnotizen.] Die Frage, ob der Hafen von Char⸗ 
8 wirklich zerſtört worden, ſcheint den verbiſſenen Unionsfeinden 
keiner Unterſuchung werth. In „Daily News“ aber wird auf fol⸗ 
gende Stelle in einer amerikaniſchen Korreſpondenz der „Times“ 
aufmerkſam gemacht, in welcher es heißt: „Am 26. Dezember iſt es 
dem konföderirten Kaperſchiffe „Ella Warley“, alias „Iſabel“, nach 
mehreren Verſuchen gelungen, fortzuſegeln, obgleich 11 föderaliſti⸗ 
ſche Kriegsſchiffe vor Charleſton lagen. Der „Pocahontas“ machte 
Jagd, gab ſie aber wieder auf. Am 2. Januar kehrte die „Iſabel“, 
obgleich gejagt und mit Bomben beſchoſſen, wieder nach Charleſton 
zurück.“ Wie kann ein Hafen unzugänglich gemacht ſein, den man 
mit 11 Kriegsſchiffen nicht hermeliſch zu blokiren vermag. — Den 
dieſer Tage einer Korreſpondenz aus Baltimore entnommenen 
Mittheilungen, welchen zufolge die nordſtaatlichen amerikaniſchen 
Gefangenen ſchlecht behandelt worden wären, widerſpricht Herr 
James Ferguſſon in der „Times“. Er ſagt, während ſeines im 
Oktober vorigen Jahres ſtattgehabten Aufenthalts in Richmond 
habe er ſich vom Gegentheil überzeugt und einem Jeden, der es 
verlangte, ſei freier Zutritt zu den Kriegsgefangenen geſtattet wor⸗ 
den. — Die Ausſichten auf Rettung der in Northumberland verſchüt⸗ 
teten 215 Grubenarbeiter ſcheinen immer mehr zu ſchwinden. 
Geſtern Abends um 8 Uhr war es trotz aller eifrigen Verſuche, ſich 
bis zu ihnen durchzugraben, noch immer nicht gelungen, freie Bahn 
zu machen. — Die drei der ruſſiſchen Banknotenfälſchung ange⸗ 
klagten Individuen, Harwitz, Reichberg und Joſephſon, hatten vor» 
geſtern vor dem City-Polizeigericht wieder ein Verhör zu beſtehen. 
Als Advokat der ruſſiſchen Regierung fungirt Mr. Sleigh, für die 
Angeklagten plaidiren die Advokaten Hope und M Donnel. Letztere 
haben eine hoffnungsloſe Aufgabe übernommen, denn die Beweiſe 
gegen die Angeklagten häufen ſich von Tag zu Tag. 


— [Die mexikaniſche Expedition.] Die hieſigen 
Zeitungen beſchäftigen ſich heute vornehmlich mit der Expedition 
gegen Mexiko. Die „Times“ bemerkt: „Die Einnahme von Vera⸗ 
Cruz iſt der erſte Akt der Intervention. Spanien hat, im Befige 
einiger ſehr guten Schiffe und ohne beſondere anderweitige Beſchäf⸗ 
tigung für eine Kriegsflotte, unter Leitung eines thätigen und ehr⸗ 
geizigen Miniſters den Beſchluß gefaßt, den erſten Schlag zu führen. 
Obgleich durch die Beſtimmungen der Konvention daran verhindert, 
Gebietsvergrößerungen zu ſuchen, ſo iſt es doch geſonnen, die Gele⸗ 


genheit zu benutzen, um für die Zukunft Einfluß in der neuen Welt 


zu gewinnen. Wir können ihm darin nur guten Erfolg wünſchen. 
So weit die von ihm erſtrebten Ziele gerecht und wohlthätig für 
die Menſchheit ſind, ſo weit es ſucht, Na dadurch Anſehen zu er⸗ 
werben, daß es der in ſeinen alten Kolonien herrſchenden Anarchie 
Einhalt thut und dieſelben durch fein eigenes Beſſpiel überzeugt, 
Nation raſch einen geachteten 
Platz in der menſchlichen Geſellſchaft verſchaffen, jo wird es die 
Sympathie jedes europäiſchen Staates, und zwar keines mehr als 
Englands, auf ſeiner Seite haben. Spanien jedoch ſoll in dieſer 
Angelegenheit als Beiſpiel der Energie und des raſchen Handelns 
nicht allein daſtehen. Die franzöſiſche Regierung iſt trotz ihrer 
finanziellen Verlegenheiten und trotz einer oder zwei anderen inter» 
nationalen Fragen, die ihr zu ſchaffen machen, zu nachdrücklichem 
Handeln entſchloſſen. Ein halbamtliches Blatt meldet, Frankreich 
werde eine eben ſo ſtarke Truppenzahl nach Mexico ſenden, wie die, 
welche es vor einiger Zeit nach Syrien ſchickte. Mit Einem Worte, 
man hat einen regelmäßigen Feldzug vor, wenn dieſer Ausdruck 
nämlich auf das Vorrücken gegen Truppen paßt, die ohne Zweifel 
bei dem erſten Herannahen des Feindes fliehen und ſich damit be⸗ 
gnügen werden, ihre eigenen unglücklichen Mitbürger zu plündern 
und zu ermorden. In der zwiſchen dem ſpaniſchen Admiral und 
dem Kapitän des franzöſiſchen Kriegsſchiffes „Foudre“ getroffenen 
Uebereinkunft ward felgeſeh, daß „ſelbſt nach der im Namen Ihrer 
katholiſchen Majeſtät erfolgten Beſitzergreifung von Vera⸗Cruz der 
als Oberbefehlshaber der franzöſiſchen Streitkräfte fungirende Ad⸗ 
miral eine eben ſo ſtarke Truppenzahl, wie die der Spanier, in die 
Stadt und Feſtung einrücken laſſen dürfe.“ Es liegt ſomit auf der 
Hand, daß Frankreich weder England noch Spanien geſtatten will, 
eine wichtigere Rolle zu ſpielen, als es jelbft ſpielt. Ja, nichts iſt ge» 
wiſſer, als daß, wenn die Operationen erſt einmal ordentlich begon⸗ 
nen haben, Frankreich ſich an die Spitze ſtellen wird, da es die ein⸗ 
zige Macht iſt, welche eine große Truppenzahl hinſendet. Gegen 
das Alles können wir nichts einzuwenden haben. Das franzöſiſche 
Heer hätte in keiner ſegensreichern Weiſe verwandt werden können, 
als zur Wiederberftellung einer guten Regierung in jenem zerrüt⸗ 
teten Lande. Die Stadt Mexico wird wahrſcheinlich einige Zeit 
lang beſetzt gehalten werden, und wenn das Ergebniß ein eben ſo 

lückliches iſt, wie in Syrien, ſo wird die Welt allen Grund haben, 
Na darüberzu freuen. Jedenfalls kann Frankreich darauf rechnen, daß 
wir gegen ſeine Bemühungen zur Wiederherſtellung der Ruhe nicht 
das Geringſte einwenden werden. Keinenfalls werden wir Eifer⸗ 
ſucht wegen irgend eines Uebergewichts der franzöſiſchen Streit⸗ 
kräfte empfinden. Wir verlangen nichts weiter von Mexiko, als 
daß es unſeren Landsleuten, denen Unrecht geſchehen iſt, ihr Recht 
angedeihen laſſe und Bürgſchaften für die Zukunft gebe. Bis zu 
dem Zeilpunkte, wo eine ſtarke Regierung gebildet iſt, wird es ver⸗ 
muthlich nothwendig fein, die Hauptſtadk durch Truppen beſetzt zu 
halten, und ſelbſt wenn die Franzoſen ihre Okkupation auf ein oder 
zwei Jahre ausdehnen ſollte, ſo würde das dieſſeits des Kanals 
keine Beſorgniſſe erregen. Wir find nicht die Urheber der Monroe 


lehre und fühlen uns auch gar nicht verſucht, ihre Grundſätze zur 


Geltung zu bringen. 

— [Die Be Die von meh⸗ 
reren Zeitungen aufgeftellte Behauptung, daß die Zahl der Freiwil⸗ 
ligentegimenter im letzten Jahre namhaft e habe, ſteht 
im Widerſpruch mit amtlichen Erhebungen. Obriſt M' Murde, dem 
von Regierungswegen die Oberaufſicht und Organiſatton über 
ſämmtliche Freiwilligenregimenter obliegt, gab öffentlich die Erklä⸗ 
rung ab, daß die Zahl der Freiwilligen im verfloſſenen Jahre von 


119,082 auf 163,000 geſtiegen ſei. Im letzten halben Jahre hätten 


ſich 87 neue Korps gebildet, und bei feiner letzten Inſpektiongreiſe 


als Ausbildung betrifft, die beſten Fortſchritte gemacht habe. Als 

beſonders befriedigend hebt er hervor, daß es gegenwärtig in England 
280 Batterien gebe, die von 25,000 freiwilligen Artilleriften bedient 

werden, welche den Dienſt vortrefflich verftehen, und daß gegen⸗ 

ir auch freiwillige Ingenieur⸗Korps in der Bildung begrif⸗ 

en ſind. 

London, 24. Januar. [Telegr.] Die heutige „Morning 
Poſt“ erachtet das Gerücht, daß Oeſtreich die re babe, eine 
Entwaffnung von Piemont zu fordern, für wahrſcheinlich. Fould 
könne, in Betracht der möglichen neuen Konflikte am Mincio nicht 
die Erſparniſſe machen, die er wünſche. „Morning Poſt“ möchte, 
daß die Franzeſen Rom räumen. 


Frankreich. 


Paris, 22. Januar. [Die mexikaniſche Expedition.] 
Das Auftreten Frankreichs in der mexikaniſchen Angelegenheit ver» 
dient nicht geringe Beachtung. Es iſt augenſcheinlich mit dem eng⸗ 
liſchen Kabinet bereits das Abkommen getroffen, daß der frühere 
Plan, nach welchem es ſich nur um die Beſetzung der weſentlichſten 
Küſtenpunkte handeln ſollte, verlaſſen werden, und eine umfaſſende 
und bis zur Hauptſtadt ſelbſt ausgedehnte Okkupation an ihre 
Stelle treten ſoll. Die Korreſpondenz des Moniteur‘ aus Veracruz 
(vergl. geſtr. Ztg. unter Mexiko) ſprach bereits unverhohlen von einer 
längeren Intervention, bei der es ſich nicht mehr um den Schaden⸗ 
erjag für dieſe oder jene Unbill, ſondern um die Einſetzung einer 
regelmäßigen und ſtarken Regierung handeln würde. Frankreich 
übernimmt dabei natürlich die erſte Rolle; es ſetzt ſich in deren 
Beſitz, indem es ſein Expeditionskorps auf 6400 Mann bringt. 
Da es die Leiſtungen der Verbündeten in dieſer Weiſe überbietet, 
ſo fällt ihm damit ſelbſtverſtändlich der Oberbefehl zu. Die Expe⸗ 
dition wird bereits auf völlig gleiche Linie mit der ſyriſchen geſtellt, 
und fie dürfte noch nachhaltigere Folgen haben. Es iſt dem Kaiſer 
offenbar darum zu thun, den ftanzöſiſchen Einfluß in Mittelamerika 
überhaupt zum herrſchenden zu erheben. Daß die Frage mit der 
nordamerikaniſchen ſehr nahe zuſammenhängt, liegt auf der Hand. 
Gelänge es der Union, ſich raſch wieder 7 ſo würde ſie 
dann ſofort gegen das Uebergreifen der europäiſchen Mächte vor⸗ 
ſchreiten. Bei den mexikaniſchen Plänen iſt daher auf die Spren⸗ 
gung der Union gerechnet, und wenn die Regierung von Wafſhing 
tom nicht raſch erhebliche Erfolge erzielt, jo muß fe ſich darauf ges 
faßt machen, daß ihr über kurz oder lang ein en liſch⸗franzöſiſches 
Vermittelungsprojekt aufgedrängt wird. So miplledig in London 
die Ausbreitung des franzöſiſchen Einfluſſes über Mittelamerika; 
ſein mag, ſo ſcheint doch dort die Demüthigung und eventuelle 
Auflöſung der Union für das überwiegende Inkereſſe zu gelten. 
Man iſt Frankreich bereits für feine Mitwirkung in der Trenfange⸗ 
legenheit verpflichtet und erfreut ſich ebenſo ſeiner Unterſtützung in 
der Sache des Charleſtoner Hafens. Die Gegenleiſtung ſcheint 
darin zu beſtehen, daß man Frankreich in Mexiko freies Spiel läßt. 
Man verſichert, daß dem Admiral Jurien de la Graviere bereits 
am 18. Dezember von hier die beſtimmte Weiſung zugegangen iſt, 
daß er das Expeditionskorps auf keinen Fall über Puebla hinaus 
vorſchreiten laſſen ſoll, ſelbſt wenn er in Ueberrinſtimmung mit dem 
ſpaniſchen Befehlshaber es für nothwendig hielte, ſich dieſer Poſition 
zu bemächtigen. Das Korps ſoll von dort aus die Kordilleren nicht 
überſchreiten und den Marſch gegen die Hauptftadt nicht fortſetzen, 
ebe die von Frankreich nachzuſendenden Verſtärkungen ſich ihm an⸗ 
geſchloſſen haben. Der Brigadegeneral, Graf Laurencey, welcher 
die Moſeldiviſion kommanditt, erhält den Oberbefehl über die 
Truppen der Expedition, welche beſonders aus Algerien bedeuten⸗ 
den Nachſchub erhalten ſollen. Der neue Befehlshaber wird vor 
ſeiner Abreiſe erſt vom Kaiſer empfangen und mit näheren Infirufs 
tionen ausgerüſtet werden. 

— (᷑inanzen.] Nachdem der Finanzminiſter in ſeinem 
Bericht dargelegt hat, daß in dem Budget von 1863 eine Mehr⸗ 
ausgabe von 75 Millionen gegen 1862 erforderlich werde, hält er 
es für paffend, den Unterſchied, der künftighin in der Vorbereikungs⸗ 
weiſe des ordentlichen und des außerordentlichen Budgets beſtehen 
ſoll, hervortreten zu laſſen. Erſteres erfordert, da es nur die un⸗ 
vermeidlichen Aufgaben i die dem Lande, durch Pflege ſeiner 
Würde und der Erforderniſſe der öffentlichen Ordnung auferlegt 
werden, Deckungsmittel, die mit feinen Bedürfniſſen übereinſtim⸗ 
men; es muß ſeine Einnahmen nach ſeinen Ausgaben feſtſtellen. 
Letzteres e das außerordentliche Budget, muß ſeine Aus⸗ 
gaben nach ſeinen Einnahmen beſtimmen, da es nur fakultative 
Ausgaben in ſich faßt, die nicht mehr von einem herriſchen Zwang 
befohlen werden. Um nun ein aufrichtiges und dauerndes Gleich⸗ 
gewicht zwiſchen den ordentlichen Einkünften und Ausgaben herzu- 
ſtellen, fährt der Bericht fort, ſei es . geilen, die An⸗ 
lagen gewiſſer Taxen ſo zu modifiziren, daß fie eine höhere Ein⸗ 
nahme einbrächten, entweder durch eine Tariferhöhung oder dadurch 
daß man den Mitteln, durch welche man ſich der Steuererhebung 
nur allzu häufig zu entziehen wußte, neue Schwierigkeiten in den 
Weg ftelle. Außerdem habe man noch eine neue Steuer auf Luxus- 
pferde und Wagen einführen müſſen, die ein jährliches Einkommen 
von 5,500,000 Franken ergeben würde. Ein weit beträchtlicheres 
Reſultat ſei von der Umarbeitung gewiſſer Abgaben zu erwarten. 
„Nicht ohne Bedauern“, heißt es weiter, „und erſt nach gründlicher 
Unterſuchung der Staatsausgaben hat ſich der Kaiſer dazu ent⸗ 
ſchließen können, dem Lande neue Laſten aufzubürden.“ Haupt⸗ 
ſächlich habe nun der Finanzminiſter ſeine Aufmerkſamkeit auf die 
ſchon angedeuteten Bemühungen gerichtet, den fortgeſetzten Ver⸗ 
heimlichungen, durch welche man die geſetzlichen Vorſchriften zu 
umgehen wiſſe, Schranken zu ſetzen und das pünktliche Eingehen 
der ſchon beſtehenden Steuern ſorgſam zu überwachen. Die Tarife 
für die Eintragungsſteuer, die ſchon vor langer Zeit feſtgeſetzt ſeien 
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und füglich erhöht werden könnten, ſeien in dem angegebenen Sinne, 
eine Erhöhung der Einkünfte zu erzielen, revidirt, und obgleich 
man alle diejenigen Akte, welche die unbemittelten Steuerpflichtigen 
am meiſten intereſſiren, unangerührt gelaſſen habe, jo würde den⸗ 
noch die Tarifreviſion für die Einnahmen einen Mehrbetrag von 10 
Millionen ergeben. Da außerdem eine große Anzahl von Akten, 
zum erheblichen Nachtheile des Schatzes, den Eintragungsſteuern 
gefliſſentlich entzogen ſeien, fo habe man gewiſſe Modifikationen 
treffen müſſen, um für die Eintragung der Akten und die Wahr⸗ 
haftigkeit der Deklarationen Sorge zu tragen, und dieſe Maßregeln 
würden der Verwaltung der Eintrageſteuer gleichfalls einen Mehr⸗ 
betrag von 10 Mill. einbringen. Die Stempelfieuer, die ſeit 1816 
keine Aenderung erlitten, könne in Betracht des Fortſchrittes, welches 
das allgemeine Wohlergehen jeit einem halben Jahrhundert gemacht, 
leichfalls erhöht werden, und aus dieſer Erhöhung würden 9½ 
illionen für den Staatsſchatz gewonnen werden. Auf die Borde⸗ 
reaus der Wechſelagenten, die ſchon jetzt der Dimenſions⸗Stempel⸗ 
ſteuer unterworfen find, könnte noch eine Spezialſteuer gelegt were 
den, die ſich nach dem Betrage der Operationen, welche auf dieſen 
Bordereau's konſtatirt werden, richten würden. Die Transaktionen 
von 3000 Franken und darunter würden von dieſer neuen Steuer 
nicht behaftet ſein, und obgleich das Maximum dieſer Abgabe nie⸗ 
mals 5 Fr. überſchreiten dürfte, ſo würde dieſe Maaßregel doch dem 
Budget eine Mehreinnahme von 1,500,000 Fr. ſichern. Das Ge⸗ 
jeg, welches alle Empfangsſcheine, Quittungen und Rechnungen 
dem Stempelzwange unterwirft, ſei bis jetzt nicht beobachtet wor⸗ 


den. Um nun dae Publikum zur Befolgung dieſes Geſezes zu be. Affaire ſich in der Schwebe befand, wurde begreiflicherweiſe wenig 


wegen, habe man alle Unbequemlichkeiten zu beſeitigen gewußt, und 
eine Verfügung getroffen, die für alle Empfangsſcheine, Quittun⸗ 
gen und Rechnungen einen Stempel (eine Marke) von 10 Centimes 
feſtſetze. Diele Neuerung werde eine Erhöhung von 12 ½ Millio⸗ 
nen ergeben. Alle dieſe neu eingeführten Hülfsquellen würden die 
Veranſchlagung der Einnahme pro 1863 um circa 50 Mill. Fran⸗ 
ken vermehren. Dieſer Zuwachs würde es geſtatten, in dem Bud⸗ 
get von 1863 mehr als 20 Millionen durch Mehreinnahmen zu 
decken. Mit den beſten Hoffnungen für die Zukunft geht nun der 
Finanzminiſter zum zweiten Hauptpunkte ſeines Expoſé's, zur Lage 
der Finanzen und der ſchwebenden Schuld, über. Obgleich im 
Budget von 1861 die Geſammtausgaben um 79 Millionen höher 
Len rer wären, als die Geſammteinnahmen, ſo würde das 
Budget dennoch mit einem Defizit ſaldiren. Die Verſtärkung des 
Okkupationsheeres in Rom, die Expeditionen in China, Syrien 
und Cochinchina, jo wie die Vorbereitungen zur mexikanischen Ex⸗ 
pedition und die großen öffentlichen Bauten hätten die veranſchlag⸗ 
ten Ausgaben um ein Bedeutendes erhöht. Aus den Senatsdebak⸗ 
ten habe ſich ergeben, daß ſich die Decouverts am Anfang des Jah 
res 1860 auf 729 Millionen beliefen. Davon ſollen 652 Millionen 
von den verſchiedenen Regierungen vor der Wiederherſtellung des 
Kaiſerreiches herrühren. Das Jahr 1860 hat die Decouverts um 
circa 104 Millionen erhöht. Demnach haben ſich die Decouverts 
am Anfang 1861 auf 833 Millionen belaufen, wozu man noch 181 
Millionen, das veranſchlagte Defizit von 1861, hinzufügen müßte. 
Das Defizit würde ſich jedoch nur auf 141 Millionen erheben, und 
1861 würde die Decouverts aljo auf 974 Millionen bringen. Je⸗ 
doch müßten zu dieſer Zahl die Verluſte, die der Schatz auf die von, 
der Regierung des Königs Victor Emanuel eingezahlten italieni⸗ 
ſchen Fonds erlitten habe, d. h. 34 Millionen, zugezählt werden, 
und die Decouverts würden ſich demnach, Alles in Allem, auf 1 
Milliarde 8 Millionen Franken belaufen. Eine Reſſource von 
45 Millionen Franken ergebe ſich noch aus den Kautionsſummen 
und ſchwebenden Fonds, und demnach würde der Geſammt⸗Decou⸗ 
vert 963 Millionen betragen. a 
Italien. 

Turin, 21. Jan. [Tagesnachrichten.] In der heutigen 
Sitzung der Deputirtenkammer wurde der Geſetzvorſchlag ange⸗ 
nommen, kraft deſſen vom 1. April d. J. an eine Steuer von 10 
Prozent auf alle Eiſenbahntarifſätze ſowohl für Waaren als für 
Paſſagiete gelegt, den Eifenbaknverwaltungen jedoch die Befugniß 
verliehen werden ſoll, ihre Tarife um dieſen Betrag zu erhöhen. — 
Die großartigen Arbeiten am Arſenale in La Spezzia werden ſofort 
in Angriff genommen; Unternehmer iſt das Haus Bolla, das die 
Arbeiten um 17½ Proz. niedriger, als die Voranſchläge lauteten, 
übernommen hat. — Der Biſchof von Foſſombrone erſcheint vor 
den Affiſen von Peſaro wegen Beleidigung der Staatöbehörden 
durch ſeinen Brief gegen das Rundſchreiben des Kultus- und Ju⸗ 
ſtizminiſters. — Im Neapolitaniſchen haben die Uebungen der Na⸗ 
tionalgarden der kleineren Städte in größeren Korps begonnen und 
begeiſterten Anklang gefunden. Bei den Uebungen, die in Nocera 
am 12. gehalten wurden, waren unter dem Kommando von Paolo 
Villa 6000 Gardiſten verſammelt; namentlich zeichneten ſich die 
Scharſſchütenkompagnien, lauter junge Leute aus den beſten Fa⸗ 
milien des Landes, aus. — Das Muſeum San Martino auf der 
Inſel Elba, das dem Andenken des erſten Napoleon gewidmet war, 
iſt nunmehr an den Kaiſer der Franzoſen verkauft worden, dem es 
der gegenwärtige Beſitzer, Fürſt Bemidoff, um eine namhafte 
Summe abgetreten haben ſoll. — Der Papit hat dem „Oſſervatore 
romano*, dem Organe des bourboniſtiſchen Komité's und des Kö. 
nigs Franz, eine monatliche Subvention von 50 Scudi angewie⸗ 
ſen, außer den 30 Scudi, die der Direktor monatlich erhält. 

— [Berichtigung.] Die (in Nr. 19 mitgetheilte) telegra⸗ 
phiſche Depeiche aus Paris, welche auf Grund eines angeblich der 
„Opinion nationale“ entnommenen Artikels die Nachricht brachte, 
daß in dem Bezirke des ſogenannten Patrimonium Petri den päpſt⸗ 
lichen Truppen eine gemiſchte Beſatzung von italieniſchen und fran⸗ 
zoͤſiſchen Soldaten ſubſtituirt werden ſollte, iſt dahin zu berichtigen, 
daß dieſe Nachricht von Turin ausgegangen und die darin angege⸗ 
bene Mittheilung einem Artikel der Tuxiner „Opinione“ entlehnt 
iſt. Dieſelbe Berichtigung muß auch auf die andere nicht minder 
erhebliche Nachricht, daß der Kaiſer Napoleon bei der ruſſiſchen Re⸗ 
gierung für die Anerkennung des italieniſchen Königreichs Schritte 
thue, übertragen werden. Es genügt, den wahren Ürſprung dieſer 

aben hier zu konſtatiren, um ihre Tragweite auf das richtige 
Verhältniß zurückzuführen. 


Spanien. 


Madrid, 20. Januar, [Tagesnotizen.] In der 
Abgeordnetenkammer erklärte Calderon Collantes, daß das Mini 
ſterium zur Diskuſſion des diplomatiſchen Theiles des Vertrags 
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mit Marokko bereit ſei. — Die „Correſpondeneia“ ſagt, die Regie⸗ 
rung denke für den Augenblick nicht daran, die Cortes aufäulöheh, 
und die jetzige Seſſion zu unterbrechen; ez müßte denn fein, daß 
ſie ſich von dem Vorhaben der Oppoſitionsmitglieder überzeugte, 
der Genehmigung der ſchwebenden Geſetze ſyſtematiſch Hinderniſſe 
zu bereiten. — Die vom „Sumter“ gefaperten und in den Grund 
gebohrten drei amerikaniſchen Schiffe ſind, demſelben Blatte zufolge, 
die „Vigilante“, der „Elyen Dodye“ und die Goelette „Arcade“. 
Erſteres hatte eine Ladung Guano für London an Bord. 


T ür kei. 

„Konſtantinopel, 15. Januar. [Finanzprojekt; Ky⸗ 
prigli Paſcha.] Der Großvezir Fuad Paſcha iſt entſchloſſen, 
die Ermächtigung zur Veräußerung der Moſcheengüter zu ertheilen; 
Ali Paſcha, der vor dieſer Reform zurückbebt, hat ſeine Entlaſſung 
eingereicht. Der engliſche Geſandte bemüht ſich, ihn günſtig für 
die Anſichten Fuad Paſcha's zu ſtimmen. Kyprisli Pascha iſt von 
Adrianopel abberufen worden und ſoll als Generalkommiſſar nach 
Syrien geſandt werden. 

Konſtantinopel, 23. Jau. [Telegr.] Durch ein Dekret 
wird die Veröffentlichung des Budgets angeordnet und hat Fuad 
Paſcha, der die Funktionen eines Großveziers mit denen der Finanz⸗ 
leitung in ſich vereinigt, hierzu Vollmacht erhalten. 


Amerika. 
Newyork, 9. Januar. [Zur Londoner Ausſtellung; 


Verräther; Exekution; der Kongreß. Während die Trent- 


an die Londoner Ausſtellung gedacht. Jetzt wird dieſe wieder mehr 
beſprochen, und da die Regierung von ihren eigenen Schiffen nicht 
leicht eines entbehren kann, um die Auöftellungsgegenftände nach 
England zu führen, hat der Präſident den Vorſchlag gemacht, zu 
dieſem Zwecke ein Privatſchiff auf Regierungskoſten zu miethen. — 
Ein ſchlimmes Zeichen für die Lage des Nordens iſt es, daß ſo viel 
von Verräthern an der guten Sache erzählt wird. Jeder neue Tag 
bringt in dieſer Beziehung neue und meiſt abenteuerliche Gerüchte. 
Vor Kurzem machte die Geſchichte die Runde, daß General Scott 
dem Präſtdenten einen Erzverräther entlarvt habe, der eine ſo hohe 
Stellung einnimmt, daß man es vorzog, die Sache zu vertuſchen. 
Jetzt erzählt wieder der Korreſpondent des „New⸗Nork World“ aus 
Waſhington, die dem General Bunfide zugedachte Flottenexpedi⸗ 
tion ſei durch die Tochter eines hochgeſtellten Regierungsbeamten, 
deren Geliebter in den Reihen der Rebellen dient, Letzterem verra⸗ 
then worden, und dies ſei der Grund, weshalb der Plan dieſer Ex⸗ 
pedition aufgegeben wurde. Die junge Dame habe ſich ſeitdem aus 
Waſhington entfernt, und ihr Vater werde demnächſt aus Geſund⸗ 
heitsrückſichten eine Reife nach Europa unternehmen. — Am 6, hatte 
die zweite militäriſche Exekution in der Hauptſtadt 55 efunden. 
Ein Gemeiner, der aus Rache ſeinen Sergeanten erſchoſſen hatte, 
wurde im Beiſein von Detachements 5 verſchiedener Regimenter 
gehenkt. — Die Stimmung im Kongreß gegen England äußert ſich 
als eine entſchieden feindſelige. 
Newyork, 11. Januar. [Neueſte Nachrichten.] Die 
Regierung hat die von Port Royal hier angekommene Baumwolle 
in öffentlicher Auktion verkauft. — Die neue föderale Seeexpedition 
hat Anapolis verlaſſen; die Beſtimmung derſelben war unbekannt, 
als Rendezvous bezeichnet man die Rhede von Hampton. — 25,000 
Bundestruppen wurden in Kairo erwartet; nach ihrer Ankunft ſollte 
General Frank mit 60,000 Mann auf Naſhyville marſchiren und 
eine Verbindung mit dem General Bull herzuſtellen ſuchen, und die 
vereinten Korps dieſer beiden Generäle ſollten dann gegen New⸗ 
Orleans vorrücken. — Der Flottenausſchuß des Kon 185 hat den 
Bau von Nen gepanzerten Kanonenbooten empfohlen. — In 
Carbonnes (?) in Neu» Schottland find Zwiſtigkeiten zwiſchen den 
Katholiken und Proteftanten ausgebrochen, das Militär mußte ein- 
ſchreiten und viele Perfonen wurden verwundet. Beim Abgang der 
Nachricht war die Ruhe noch nicht völlig wieder hergeſtellt. 


Vom Landtage. 


Haus der Abgeordneten. 


Wir geben nachſtehend nach dem ſtenographiſchen Bericht die Rede des 
Finanzminiſtersüber den Staatshaushalts-⸗Etat. Sie lautet: 

Der Etat vom Jahre 1862 weiſt eine Einnahme nach von 135,864,576 
Thlrn., eine Ausgabe von 140,103,934 Thlrn., er ſchließt alſo ab mit einem 
Defizit von 5,039,358 Thlrn. Vergleichen wir dieſen Etat mit dem Etat von 
1861, ſo betragen nach demſelben die Einnahmen 135,099,415, die Ausgaben 
find 139,085,051 Thlr. Anſcheinend war alſo in dem Etat von 1861 nur ein 
Defizit von 3,985,636 Thlrn, vorhanden. Es hat alſo den Anſchein, als wenn 
das Defizit des Jahres 1862 ein größeres wäre, als vom Jahre 1861. Das iſt 
aber nur ein Anſchein. In den Einnahmen, welche im Jahre 1861 zum Etat 
gebracht wurden, war die Summe von 1,453,722 Tylrn. aus den Ueberſchüſſen 
der Finanzverwaltung vom Jahre 1859 mit in Einnahme geſtellt. Das Defizit 
war alſo in den laufenden Einnahmen in der That 1,453,722 Thlr. größer, als 
es nach dem Abſchluß des Etats erſchien, es beträgt 3,585,636 Thlr. Es ergiebt 
ſich daraus, daß das Defizit des Jahres 1862 um 400,000 Thlr. geringer iſt, 
als das des Jahres 1861. Zur Deckung des vorhandenen Defizits ift die Staats⸗ 
regierung genöthigt, von der Landesvertretung eine fernere Bewilligung des Zu⸗ 
ichlages von 25 Proz. in Anſpruch zu nehmen. Wird dieſe Bewilligung, wie 
die Staatsregierung vertraut, ertheilt, jo wird der Zufchlag, welcher für das erſte 
Halbjahr des laufenden Jahres bereits bewilligt und zum Etat gebracht iſt, dann 
für das zweite Semeſter die Summe von 1,857,000 Thlrn. erreichen. Es blie« 
ben dann nur noch zu decken 3,184,000 Thlr. Zur Deckung dleſes Reſtes des 
8 ift in den noch disponſblen Ueberſchüſſen des Jahres 1860 ein Betrag 
von 3,867,840 Thlrn. vorhanden, jo daß nicht nur das Defizit des laufenden 
Jahres in dieſem Ueberſchuß — unter Vorausſetzung der Bortbewiligung des 
Zuſchlages — feine vollſtändige Deckung findet, ſondern von jenen Ueberſchüſſen 
noch die Summe von 686,000 Tylrn. disponibel bleibt. Pie Einnahme des 
Jahres 1862 im Betrage von 135,864,000 Thlrn. giebt im Vergleiche mit der 
Einnahme von 1861 im Betrage von 135,099,000 Thlrn. ein Plus von 765,000 
Thlrn. Die Mehreinnahme ift aber in der Wirklichkeit eine höhere, als es bier- 
nach den Anſchein hat. Ich muß darauf zurückkommen, daß in dem Etat von 
1861 ein extraordinärer Zuſchuß aus früheren Ueberſchüſſen im Betrage von 
1,453,000 Thlrn, aufgenommen war, daß dagegen in dem Etat von 1862 ein 
ſolcher extraordinärer Zuſchuß nicht vorhanden iſt, allerdings aber einige andere 
Einnahmequellen im Betrage von 840,000 Thlrn., jo daß alſo noch immer 
613,529 Thlr. durch andere Sranahınen zu decken bleiben, jo daß dieſe 613,529 
Tylr. und die oſtenſible Mehreinnahme von 765,161 Thlrn. zuſammen eine 
wirklich nachhaltige Mehreinnahme von 1,378,690 Thlru. darſtellen. Dieſe 
Mehreianahme wird weſentlich in folgender Weſſe erzielt. Es ergiebt ſich ein 
Mehrüberſchuß bei der 1) Domänenverwaltung im Beirage von 55,240 Tylrn., 
2) Forſtverwaltung 403,000 Thlr., 3) Domänenperäußerungs. Fonds 200,000 
Thirn., 4) den direkten Steuern 544,494 Thlrn., 8 dem Salzmonopol 304,310 
Thlrn., 6) den Ablieferungen der Seehandlung 100,000 Tylrn., 7) der allgem. 
Kaſſenberwaltung 377,316 Thirn.; in Summa ein Mehrüberſchuß von 1,984,360 
Thlirn. Dazu treten die Ueberſchüſſe im Reſſort des Handelsminiſteriums, im 
Belaufe von 519,580 Thlrn. Der Geſammibetrag der Mehrüberſchüſſe iſt alſo 
2,503,940 Tolr. 

Dieſen Mehrüberſchüſſen gegenüber ſtehen nun in einigen Verwaltungs ⸗ 
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zweigen Ausfälle. Ein ſolcher Ausfall ergiebt ſich im Bereiche der Verwaltung 
der indirekten Steuern mit 436,757 Thlrn., bei bem Gewinnantheile, welchen 
der Staat von der preußiſchen Bank bezieht, mit 169,000 Tylrn., bei einigen 
anderen — 85 5 in kleineren Beträgen mit zuſammen 13,279 Thlrn., 
in Summa von 618,036 Thlrn. Dieſe Minderüberſchüſſe von 618,036 Tölrn., 
abgezogen von den Mehrüderſchüſſen von 2,503,904 Thlrn., würden ein dis⸗ 
ponibles Mehr ergeben von 1,885,904 Thlen.. Dieſe Summe wird allerdings 
alterirt durch Mehr⸗ und Mindereinnahmen bei den Ausgaben der Verwaltung, 
durch welche ſich der Ueberſchuß noch vermindert um 43,492 Thlr. ſo daß er 
dann noch zu ſtehen kommt anf 1,842,412 Thlr. In dieſem Mehrüverſchuß 
find aber enthalten ein extraordinärer Zuſchuß aus dem Reſervefonds der Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden, welcher beſtimmt iſt, um die 20. Zinsrate für 
die zur Amortiſation beſtimmten Staatsſchuldſcheine zu decken. Es iſt nämlich 
eine eigenthümliche Folge in unſerer Etatseinrichtung, daß, wenn der Tilgungs⸗ 
fonds für unſere konſolidirte Staatsichuld, dem Geſetz gemäß, von 10 zu 10 
Jahren ermäßigt wird, dann alle Mal die 9 5 für das abzuſetzende 
tum für ½ Jahr fehlen. Dieſe Zinſen ſind bisher immer aus dem Reſerve⸗ 
fonds der Hauptverwaltung der Staateſchuld entnommen worden. Auch in 
dieſem Jahre iſt es wieder ſo vorgeſchlagen, es kommen auf dieſe Weiſe extra⸗ 
ordinäre Deckungsmittel im Belaufe von 409,722 Thlrn. in Abrechnung, außer⸗ 
dem gehen für mehrere zur Veräußerung beſtimmte Bergamtsgebäude 54,000 
Thlr. ein, welche nicht als disponibel angeſehen werden können, weil ſie dazu 
beſtimmt find, neue Gebäude für die Oberbergämter zu errichten. Zieht man 
dieſe beiden Poſten, welche in der That nur durchlaufende Poſten ſind, von der 
angeführten Summe von 1,842,412 Thlrn. ab, ſo ergiebt ſich als ein wirklich 
zu anderen Zwecken disponibler — 1 die vorher von mir genannte Summe 
von 1,378,890 Thlrn. Die Regierung ſchlägt vor, dieſen Ueberſchuß auf fol⸗ 
gende Weiſe zu verwenden. Es ſollen, was das Ordinarium anlangt, oder 
müſſen vielmehr der Hauptverwaltung der Staatsſchulden 306,528 Thlr. zu⸗ 
ewendet werden. Es ift dies eine Folge davon, daß bei mehreren der neuen 
leiten jetzt die Amortiſation eintritt; auf die verſchiedenen Zentralbehörden 
9620 Thlr., auf das auswärtige Miniſterium 3340 Thlr., auf das Handels- 
minifterium 98,170 Thlr., auf das Juſtizminiſterium 83,244 Thlr., auf das 
Miniſterium des Innern 75,684 Thlr., mit Inbegriff eines Fonds von 50,000 
Thlrn. zur Verbeſſerung der Lage der alten Krieger aus den früheren Kriegs 
jahren, auf das Miniſterſum der geiftlichen Angelegenheiten 88,020 Thlr., mit 
Inbegriff eines dem Antrage des Hauſes vom vorigen Jahre gemäß ausgewor⸗ 
fenen Fonds von 25,000 Thlrn. zur Förderung der bildenden Kunſt, endlich auf 
das Kriegsminiſterium die Summe von 68,226 Tylrn., in welcher aber 13,000 
Thlr. enthalten — die nur übertragen werden, aus der zur Erhöhung der 
Gehälter ausgeſetzten Summe, ſo daß die wirkliche Mehrausgabe ſich auf 
539,770 Thlr. reduzirt, ſchließlich bei der Marineverwaltung 79,000 Thlr. 
Dieſe dauernden Mehrausgaben ergeben zujammen die Summe von 811,926 
Thlen. Es gehen davon ab die Erſparniſſe bei verſchiedenen anderen Verwal⸗ 
tungszweigen mit 272,156 Thlrn., ſo daß ein dauerndes Mehr von 539,770 
Thlrn. herauskommt. In dieſer Summe iſt, um die im vorigen Jahre genehmigte 
Verbeſſerung der Beſoldung der Beamten der 4. Rangklaſſe gleich vollſtändig 
durchzuführen, die Summe von 593,365 Thlrn. mit inbegriffen. Der extra⸗ 
ordinäre Etat iſt im Vergleich zum vorigen Jahre um 438,920 Thlr. erhöht 
worden, von dieſer Erhöhung iſt die beträchtliche Summe von 330,000 Thlrn. 
dazu beſtimmt, den Saarkanal in Angriff zu nehmen. Es bleiben, wenn hier⸗ 
nach auf das Drdinarium 539,770 Thlr., auf das Extraordinarium 438,920 
Thlr. fallen von den disponiblen Ueberſchüſſen 400,000 Thlr. übrig, welche zur 
Deckung des vorhandenen Defizits beftimmt find, 

M. H.! Es bedarf keiner Hinweiſung darauf, daß den Schwerpunkt der 
diesjährigen Berathung wie die Berathungen der beiden letzten Jahre die Ver ⸗ 
ilitaͤretat bilden werden. Ich bitte, gleich hier einige 

ndeutungen in Bezug auf dieſen Theil des Budgets machen zu dürfen. Die 
Reorganifation der Armee iſt im vorigen Jahre dadurch weiter geführt worden, 


nan 


daß mit dem 1. Novbr. v. J. die neu errichteten Infanteriebataillone auf die 


Kopfſtärke der älteren gebracht worden find. Dieſe Maaßregel ift im vorigen 
Jahre dem hohen Haufe angekündigt worden und es find von der Landesverkre⸗ 
tung die dazu erforderlichen Mittel für die Monate November und Dezember 


bewilligt worden. In dieſem Jahre ift der Bedarf eines ganzen Jahres erfor⸗ 


derlich und es tritt alſo der fünffache Betrag der für das Jahr 1861 für zwei 
Monate erforderlichen Summe als Mehrausgabe hinzu. Eine Mehrausgabe 
von dieſem Betrage würde in der That dazu geführt haben, daß andere Zwecke 


der Staatsverwalkung in bedenklicher Weiſe hätten zurückgeſetzt werden müſſen; 
es iſt aber gelungen, es moͤgli 
ſelbſt durch Erſparniſſe die 


ch zu machen, daß innerhalb des Militäretats 
tier vollſtändig flüſſig gemacht werden können, 
um dieſe bedeutende Mehrausgabe ohne weitere Erhöhung des Militäretats zu 
decken. Die von mir vorhin angeführte Erhöhung von 54,996 Thlen. im Ordi⸗ 
narium und von 7305 Thlrn. im Extraordinarjum, zuſammen alſo 62,301 
Thlr., betrifft nur ſolche Mehrausgaben, welche im Laufe jeder Verwaltung 
mit Nothwendigkeit ſich berausſtellen; fie hat mit der Frage der Militärorgani⸗ 


ſatlon nichts zu thun. Es iſt alſo das Reſultat ganz ſo — ich wiederhole dies — 


daß von dem disponiblen Betrage von 1,378,620 Thlrn. auf die Militärver⸗ 
waltung im Ganzen nur 62,000 Thlr. verwendet werden und auf die übrigen 
Verwaltungszweige 916,389 Thlr., wogegen zur Verminderung des vorhan⸗ 
denen Defizits 400,000 Thlr. übrig bleiben. Die königliche Staatsregierung 
iſt in früheren Jahren von der Vorausſetzung ausgegangen, daß naturgemäß 
eine fortſchreitende Vermehrung der Staatdeinnahmen ftattfinde, und daß die- 
ſelbe in Verbindung anfänglich mit dem Zuſchlage von 25 Prozent, ſpaker in 
Verbindung mit der aus der Grundſteuerregulirung zu gewärtigenden Mehr⸗ 
einnahmen dahin führen würde, daß das in dem Staakshaushaltsetat durch die 
Militärorganiſation herbeigeführte Defizit nach einer Reſhe von Jahren wieder 
ſchwinden werde. Die Regierung ging hierbei davon aus, daß een 
Steigerung der Staatseinnahmen von 1,500,000 Tylrn. bis 1,600,000 anzu- 
nehmen ſei, und daß davon auf die Militärorganiſation etwa die Hälfte, alſo 
800,000 Thlr. zu verwenden fein würden, und daß auf dieſe Weiſe ſich das 
Defizit nach einer Reihe von Jahren wieder beſeitigen laſſen wird. Man hat 
dieſe Vorausſetzung verſchiedentlich fo dargeſtellt, als könne fie unmöglich zu⸗ 
treffen. In der vorjährigen Budgetkommiſſion iſt geſagt worden, daß die 
Summe von 500,000 Thlrn. wohl das Höchſte ſei, was man bei dem Titel der 
— 8 Steigerung der Staatseinnahmen werde in Anrechnung bringen 
können. em Anſcheine nach liegt es nun allerdings jo, als ob die Staats- 
regierung ſich geirrt hat; ich glaube indeſſen, eine nähere Betrachtung wird 
Ihnen die Ueberzeugung gewähren, daß ich in der That richtiger gerechnet und 
richtiger die Zukunft vorausgeſehen habe, als die, welche die vorgedachte Vor⸗ 
ausberechnung bemängelten. Es iſt einmal nicht zu überſehen, daß der Ertrag 
der Mehreinnahme im Belaufe von 1,400,000 Thlrn. ſich in der That doch der 
voraus . Summe von 1,500,000 bis 1,600,000 Tylru. ziemlich nähert. 
Dann I erner nicht zu überſehen, daß eben aus dieſem disponiblen Ueber⸗ 
ſchuß die Summe von 330,000 Thlen. zur Anlegung des Saarkanals verwen⸗ 
det werden fol. Den vorjährigen Mitgliedern dieſes hohen Hauſes wird be⸗ 
kannt ſein, daß die Anlegung des Saarkanals ein derartiges Unternehmen iſt, 
das mit der gewöhnlichen Staatsverwaltung nichts zu thun hat, ſondern das 
angelegt wird, weil man daran die Erwartung knüpfen kann, daß das ange- 
legte Kapital von ca. 1 Million mit der Zeit ſich reichlich und überreichlich ver⸗ 
zinſen werde. Es würde nur vollkommen fee ag een ſein, die Koſten für 
eine ſolche lukrative Anlage durch eine Anleihe zu decken, es wird kaum bean⸗ 
ſprucht werden können, für eine ſolche Unternehmung Gelder aus dem laufen ⸗ 
den Staatsfonds disponibel zu machen. Die Regierung hat indeß geglaubt, 
daß ſie es wenigſtens in dieſem Jahre thun könnte, daß ſie namentlich die erſte 
Rate der auf drei Jahre zu ertheilenden Bauſumme in der That aus disponiblen 
Mehreinnahmen nehmen könne, und ſie hofft, dies auch im folgenden Jahre 
thun zu können. Es ift dies aber jedenfalls eine Ausgabe, die zu der Zeit, als 
die von mir gemachte Vorausberechnung aufgeſtellt würde, nicht vorausgeſehen 
werden konnte und die ihrer Natur nach in der That auch nicht dazu 350 net 
ift, aus den Staatsrevenüen beftritten zu werden. Wollte man dieſe 330, 
Thlr. zu den 400,000 Thlrn. hinzunehmen, fo würde in der That ein Quan⸗ 
tum von 730,000 Thlrn. erreicht fein. Died wäre alſo das Defizit, welches 
ich in Ausſicht geſtellt habe. Hiervon abgeſehen, wird nicht verkannt werden, 
daß ſeit der Aufſtellung jener Vorberechnung eine Reſhe von Thatsachen einge⸗ 
treten ſind, auf die ebenfalls nicht Rückſicht genommen werden konnte. 

Es find feit jener Zeit mit Zuſtimmung der beiden Häuser folgende Abga- 
ben theils erlaſſen, theils find bei ihnen Erleichterungen eingetreten: es find die 
W 800 ae die Rheinzölle ermäßigt mit einem Ausfalle 
von ‚000 Tylrn.; es hat eine Ermäßigung des Porto's ſtattgefunden und 

war um 159,000 Thlr., eine Ermäßigung der Bergwerksabgaven mit einem 
Musfalle von 166,000 Thlrn,, des Stempels auf Gutsüberlaffungen von Ascen⸗ 
denten an Descendenten mit einem Ausfall von 65,900 Thlrn., endlich iſt die 
Zeitungsſteuer ermäßigt worden um 32,000 Thlr. Die Summe dieſer Ermäßi⸗ 
gungen belief ſich auf 945,900 Thlr. Wären dieſe Umſtände, die bei der von 
der Regierung Men Berechnung nicht vorher geſehen werden konnten, 
nicht eingetreten, ſo würde ſtatt der von mir vorausgeſetzten Mehreinnahmen 


derſelbe die Summe von 2,324,590 Thlrn. betragen haben. Es kommt mir 
gewiß nicht in den Sinn, der Landesvertretung einen Vorwurf darüber machen 
zu wollen, daß fie zu jenen Erleichterungen und Ermäßigungen die Hand gebo 
ten hat. Ich habe nur vorführen wollen, daß die Regierung es mit großem 
Recht für beſſer gehalten hat, jene an ſich wünſchenswerthe a und 
Etlaſſe eintreten zu laſſen, auf die Gefahr hin, daß dadurch das Defizit im 
Staatshaushaltsetat werde länger beibehalten werden müſſen, als es der Fall 
ſein würde, wenn die früheren Steuern würden forterhoben ſein. M. H., man 
hat ſchwere We e ſowohl im Lande als außerhalb des Landes daran ges 
knüpft, daß wir in Folge der Militärorganiſation ein ei — von einer unge⸗ 
euren Höhe haben und daß wir mit dieſem Defizit vorausſichtlich noch einige 
Jahre zu kämpfen haben würden. Man hat an dieſes Defizit ſehr weit gehende 
Folgerungen geknüpft. Ein vielgeleſenes Blatt hat erſt geſtern die Meinung ver⸗ 
breitet, und die Anſicht ausgeſprochen, daß man auf dem Wege zu einem finan⸗ 
iellen und wirthſchaftlichen Ruine jei, und daß über lang oder kurz öſtreichiſche 
Fiaanzzuſtände bei uns herbeigeführt werden würden, da das ganze Syſtem der 
jetzigen preußiſchen Finanzverwaltung nothwendig dahin führen müßte. Wenn 
wir und in der That in einem ſolchen finanziellen wirihſchaftlichen Ruine befän- 
den, ſo möchte ich Sie — fragen, worin ſich derſelbe eigentlich zeigt. Zeigt 
er fich etwa darin, daß die Zinſen der Staatsſchulden, oder die Beſoldungen der 
Beamten nicht bezahlt werden können? — Dieſe Frage müſſen Sie doch ver ⸗ 
neinen. Haben ei neue Anleihen kontrahiren müſſen? Nein, ebenſowenig, da 
diejenigen Anleihen, die zur Anlegung neuer Eiſenbahnen kontrahirt worden 
ſind, unmöglich hier in Rechnung geſtellt werden können. Hat ſich etwa eine 
ſchwebende Schuld eingefunden, die unſere Finanzen drückt? Wir haben keine 
ſchwebende Schuld, wir haben im Gegentheil in dieſem Augenblick 10,000,000 
Thlr. baar in der General- Staatskaſſe. Iſt etwa endlich der Staatsſchatz ange» 
griffen worden? Auch dieſer Fall iſt bis jetzt nicht eingetreten. Der Staalsſchaßz iſt 
allerdings in dem Geſetz, durch welches die extraordinären Zuſchüſſe zu dem Mi⸗ 
litäretat bewilligt worden find, als diejenige Quelle bezeichnet worden, aus wel⸗ 
cher jene Zuſchuſſe zu ſchöpfen waren; in Wirklichkeit iſt dieſe Quelle aber noch 
nicht benutzt worden, denn bis zu dieſem Augenblick ist auch noch nicht ein Tha⸗ 
ler aus dem Staatsſchatze entnommen, es find im Gegentheil ſeit dem Beſtehen 
der neuen Militärorganiſation aus den Ueberſchüſſen des Jahres 1859 355,000 
Thlr. an den bene abgeführt worden. Es liegen in dieſem Augenblick 
die disponiblen Ueberſchüſſe des Jahres 1860 mit 660,000 Thlrn. zur Abfüh⸗ 
rung an den Staatsſchatz bereit, und ich glaube mit großer Beſtimmtheit in Aus⸗ 
ſicht nehmen zu können, daß aus den Ueberſchüſſen des Jahres 1861 eine Summe 
von 1½ Millionen Thalern an den Staatsſchatz wird abgeführt werden können, 
wobei ich bemerke, daß die Mittel zur Deckung des Die von 1861 bereits in 
den disponiblen Ueberſchüſſen vorhanden ſind. M. H.! Eine Finanzverwaltung, 
welche in 3 Jahren 2½ Millionen übrig hat, ſcheint mir noch nicht dem Ban⸗ 
kerott nahe zu ſtehen, und noch nicht dem Ruine entgegen zu gehen. Dies Res 
ſultat läßt ſich nicht beſtreiten, es wird demſelben aber nun entgegengeſetzt, daß 
es eben nur dadurch erreicht worden ſei, daß der Druck auf die ſteuerpflichtige 
Bevölkerung in hohem Grade geiteigent und unerträglich gemacht worden ſei. 
M. H.! Wenn wir von einem Druck in der Beſteuerung ſprechen, der durch 
die Armeereorganiſation hervorgerufen worden iſt, ſo läßt ſich dieſe Behauptung 
unter einem zweiten Geſichtspunkt auffaſſen. Es läßt ſich zunächſt die Frage 
aufwerfen, ob die Ausgabe für militäriſche Zwecke für die Bevölkerung eine zu 
drückende ſei, und ob die für dieſe Zwecke beſtimmte Ausgabe eine, im Verhält⸗ 
niß der Geſammtheit der Einnahmen zu der Geſammtheit der Ausgaben größere 
Quote in Anſpruch nehmen, als es in anderen Fällen und bei uns in früheren 
Zeiten der Fall geweſen iſt. In einer Reihe von Artikeln, die ſich in einer Zei⸗ 
tung befunden haben, und die jetzt in einer Druckſchrift zuſammengeſtellt worden 
ſind, iſt der Beweis geliefert worden, daß in der That in dieſer Beziehung die 
jetzige Militärorganiſation mit ihren Ausgaben keinen ſtärkeren Druck ausübt, 
als der frühere Stand der Armee in früheren Jahren ausübte. Der zweite Ge⸗ 
ſichtspunkt, unter dem man dieſe Frage beleuchten kann, iſt der, ob der Geſammt⸗ 
betrag der Steuern geſtiegen ſei, und ob jetzt die Beſteuerung entweder ihrer 
Natur oder ihrem Betrage nach drückender ſei, als in früheren Jahren. Auch in 
dieſer Beziehung iſt aber die Antwort eine günſtige. Das Eine muß allerdings 
vorausgeſchickt werden, daß für den eee eee der Bevöl- 
kerung die Steuerlaft jetzt eine höhere iſt, als ſie bei Einführung der Einkom⸗ 
menſteuer war. Wenn man aber von dieſem Theile der Bevölkerung abfieht, — 
und man muß wohl davon abſehen, wenn man bei dem Steuerdruck an den we⸗ 
niger begüterten Theil der Bevölkerung denkt — jo läßt ſich nachweiſen, daß die 
Steuern in dieſem Augenblick durchaus keine höheren find, nach welchem Ge. 
ſichtspunkte man ſie auch betrachten möge, als ſie es in der langen Reihe von 
Jahren waren, in denen eine Klage über übermäßigen Steuerdruck nicht erhoben 
ift. Allein auch dieſen e führen, würde heute zu weitläufig ſein, ich 
glaube aber ſpäter, wenn ſich Gelegenheit dazu darbieten wird, dies mit unwi⸗ 


derleglichen Gründen thun zu können. Man hat endlich nun noch angeführt, daß, 


jedenfalls ein Symptom der Ueberſpannung der Steuern darin liege, daß Dies 
ſelben nicht mehr beizutreiben find. Es hat ja durch alle Zeitungen eine Notiz 
die Runde gemacht und iſt in fremden preußenfeindlichen Blättern nicht wenig 
ausgebeutet worden, daß ich mich veranlaßt gefunden hätte, Se. Maj. den Kö- 
nig aufzuſuchen und Ihm vorzutragen, daß die Steuern zu ſchlecht eingingen, 
und daß nothwendig etwas geſchehen müſſe, nur den Militäretat aufrecht erhal⸗ 
ten zu koͤnnen. Auch dieſe Arfabrang iſt eine durchaus unbegründete. Ich glaube, 
daß die preußiiche Steuerverwaltung prompter und beſſer abſchließt, als viel 
leicht irgend eine. In dem Jahre vor dem Beginn der Armeeorganifation, in 
dem Jahre 1858, blieben auf eine Solleinnahme der direkten Steuern von 
25,423,000 Thlrn. im Ganzen 14,000 Thlr. Reit, alſo auf 1000 Thlr. Steuern 
blieben 16%, Sgr. Reit. Ii nun etwa, ſeitdem wir die Militärorganiſation 
und den Zuſchlag von 25 Proz. haben, der Steuerrückſtand ein lee gewor« 
den? Nein! Im Jahre 1859 ift auf eine Solleinnahme von 26 Millionen nur 
9000 Thlr. Reit geblieben, alſo auf 1000 Tylr. 10 Sgr.; im Jahre 1860 von 
26 Millionen nur 9100 Thlr., alſo auf das Tauſend 10% Sgr. Es ſind alſo 
in dieſen 3 Jahren die Reſte, auf 1000 Thlr. berechnet, nicht geſtiegen, ſondern 
auf 11½ Sgr. herabgeſunken. Ueber das Jahr 1861 können der Natur der 
Sache nach noch nicht zuverläſſige Zahlen vorliegen; ich kann aber mit Zuver⸗ 
ſicht ausſprechen, daß dies jetzt nicht zu der Annahme berechtigt, daß der Ab- 
ſchluß des Jahres 1861 ein ungünſtigerer wäre, als er 18 A iſt. So, 
meine Herren, glaube ich wenigſtens andeutungsweiſe den Beweis geführt zu 
haben, daß der vorliegende Etat in der That nicht geeignet iſt, Beunruhigungen 
u erwecken, ſondern im Gegentheil geeignet, manche Beunruhigungen, die 15 
3 Publikum kundgethan haben, zu widerlegen. 

ch wende mich jetzt zu dem zweiten vorzulegenden Geſetze wegen Fort- 
erhebung des Zuſchlages von 25 Prozent zur Klaſſenſteuer, klaſſifizirten ‚Eins 
kommenſteuer, Mahl- und Schlachtſteuer. Ich habe mir eben auszuführen erlaubt, 
daß der Stand der preußiſchen Finanzen in keiner u Wing eſorguiß erregen 
könne, daß die Gefahr, das Gleichgewicht in unſeren Einnahmen und Ausgaben 
geſtört zu ſehen, nicht vorhanden iſt. Ich habe dieſe Aeußerung allerdings nur 
unter der Vorausſetzung thun können, daß der Staatskaſſe, bis eine Mehrein⸗ 
nahme aus der anderweit zu regulirenden Grundſteuer erwachſe, der bisher ge» 
wordene Zuſchlag von 25 Prozent nicht entzogen wird. Die königl. Staats. 
regierung hat wiederholt age prochen, und id) wiederhole es heut, daß mit dem 
Jahre 1865, wie mit Sicherheit vorauszuſetzen iſt, wenn die höhere Grundſteuer⸗ 
Einnahme flüſſig wird, der Zuſchlag der 25 Prozent jedenfalls in Wegfall wird 
kommen müſſen; bis dahin iſt er nicht zu entbehren, wenn nicht die Reſultate 
der Einnahme getrübt werden ſollen. RN nehme daher nicht Anſtand auszu- 
ſprechen, * Zuſchlag bis zu jenem Zeitpunkt im Jahre 1865 erforderlich 
ſein wird. Die königl. Staatsregierung hält es jedoch nicht angemeſſen, jetzt die 
Bewilligung für dieſen ganzen Zeitraum in Anſpruch zu nehmen, glaubt aber 
die dringende Bitte an das hohe Haus richten zu müſſen, dieſen EM 
wie es bisher der Fall geweſen, auf Ein Jahr, d. h. vom 1. Juli dieſes bis zum 
1. Juli des künftigen Jahres zu bewilligen, ſondern die Bewilligung bis Ende 
nächſten Jahres, alſo für 1½ Jahre eintreten zu laſſen. M. H.! Die Bewilli⸗ 
gung vom 1. Juli dieſes bis zum 1. Juli nächſten Jahres führt ehr große Uebel ⸗ 
ſtände und Unbequemlichkeiten herbei. Es kann korrekter Weiſe allerdings, wie 
es in dieſem und im vorigen Jahre geſchehen iſt, die Einnahme des Zuſchlags 
nicht für das ganze Jahr, ſondern nur für das halbe Jahr zum ee 


werden. Wird, wie bisher, der Zuſchlag auf zwei halbe Jahre bewilligt, fo 


ſcheint dann das Defizit im Staatshaushalls. Etat ziemllch um 2 Mill. größer, | 
ag im 
„ſondern bis zu Ende d. Jahres bewilligt 


als es in der That unter re des Zuſchlags iſt. Wäre der Zufch 
vorigen Jahre nicht blos bis zum Juli } 
worden, jo würde der Etat nicht um 2 Millionen geringer abſchließen. Dadurch 


kommt allerdings nicht mehr oder weniger Geld in die Staatskaſſe, es iſt aber 


bei manchen Betrachtungen und einfachen Benutzungen des Etats dieſes unmo. 
tivirt vergrößerte Defizit ſtörend, und hauptſächlich muß dies beitragen, daß in 
den Augen derer, welche von unſern Finanz⸗Zuſtänden nicht näher unterrichtet 


ſind und die ſich bloß an die in dem Etat vorliegenden Ziffern halten, unſere 
Finanzlage um 2 Mill. schlechter erſcheint, als fie in der That iſt. Ich glaube 


nun, daß dies im allgemeinen Sutereffe des Landes iſt, und darum im Intereſſe 
aller Milglieder d. H. liegen ſollte, einen ſolchen ungünſtigen Schein auf Preußen 


Si nicht, 


4 


nicht haften zu laſſen und, dem für die Folge vorzubeugen, die Bewilligung des 
Zu ict S auf 1½ Jahre geſchehen zu laſſen. M. H.! Es werden ſich 
vielleicht Stimmen erheben, welche den Zuſchlag überhanpt nicht für nothwendig 
erachten; ſollte dieſe Anſicht die der Majorität d. H. fein, dann erledigt ſich die 
Frage jo wie ſo; ſollte aber, wie die Regierung glaubt, die Ueberzeugung Platz 
greifen, daß der Zuſchlag in der That noch nicht entbehrt werden könne, daß er 
für die 6 Monate dieſes Jahres noch zu bewilligen ſei, und daß die Bewilligung 
auf 6 Mongte zu nichts führen könne, wenn nicht für das nächſte Jahr große 
Verlegenheiten entſtehen ſollten, dann wird es in der That eine zweckmäßige 
Maaßregel ſein, in der Bewilligung des Zuſchlags noch ein halbes Jahr zuzu⸗ 
legen. Ich glaubte alſo dieſen Punkt Ihrer Beherzigung und Annahme ganz 
besondere empfehlen zu dürfen, und beehre mich den Geſetz-Entwurf hier⸗ 
* die ialkommiſſion für volkswirthſchaftliche J fi 
— Die Spezialkommiſſion für volkswirihſchaftliche Intereſſen hat fich 
konſtituirt. Sie iſt aus 30 Mitgliedern aller Fraktionen des Abgeordnetenhau⸗ 
ſes auen pe Vorſitzender derſelben iſt Abg. Lette, deſſen Stellvertreter 
Abg. Prince⸗Smith, Schriftführer Abg. Parriſtus (Gardelegen). Die Abgg⸗ 
Strohn, v, Sänger, Michaelis und Prince. Smith wurden mit der Ausarbei⸗ 
tung eines Geſetzentwurfes, betreffend die Aufhebung der Wuchergeſetze beauf⸗ 


tragt; die 10 f Röpell (Danzig), Faucher, Michaelis, Reichenheim und Mül⸗ 
n 


ler (Demmin) find beauftragt, eine vollſtändige Gewerbeordnung unter Be⸗ 
ae af andern deutſchen Geſetzgebungen zu entwerfen. Abg. Schulze⸗De⸗ 
litzſch hat ſich mit einer Vorlage über das Genoſſenſchaftsweſen, namentlich in 
Bezug auf die Erlangung korporativer Rechte zu beſchaͤftigen. Dieſe drei Ent. 
würfe ſollen dem Abgeordnetenhauſe zum Ergreifen der Initiative vorgelegt 


werden. 
Lokales und Provinzielles. 

Poſen, 24. Jan. Der Oberpräfident v. Bonin iſt von 
Berlin wieder hier eingetroffen. a 

Poſen, 25. Jan. [Nationaldank.] Se. K. H. der Krone 
prinz hat im Namen Sr. Maj. des Königs, des Protektors des 
Nationaldanks für Veteranen, den k. Kreisgerichtsrath Gerber zu 
Kempen zum Kreiskommiſſar der genannten Stiftung für das Kr. 
Komm. Schildberg im Reg. Bez. Komm. Poſen ernannt. 

— [Der Polizeidirektor z. D. Stiebel hat ſich be» 
kanntlich einige Tage hier aufgehalten. Wie die „Kreuzzeitung“ 
und der „Publiziſt“ mittheilen, iſt derſelbe, wie verlautet, von der 
Preuß. Bank nach dem Poſenſchen abgeſendet worden, um Recher⸗ 
chen betreffs der zum Vorſchein gekommenen gefälſchten 50 Thaler⸗ 
Banknoten anzustellen. Die „Bank- und Handelszeitung“ bringt die 
Mittheilung, daß in Berlin ſelbſt im größeren Handelsverkehr die Anz 
nahme der 50 Thaler⸗Banknoten verweigert wird, indem bekanntlich 
die Bank den feinen Unterſchied zwiſchen den echten und gefälſchten 
Noten nicht angegeben hat; da aber letztere bei Zahlungen an die Bank 
ohne Entſchädigung angehalten werden, fo iſt es bei der bald bevorſte⸗ 
henden Einziehung aller 50 Thaler-Banknoten ohne Ausnahme ganzer⸗ 
klärlich, daß jeder Geſchäftsmann deren Annahme beanftandet. Auch 
in Köln nehmen weder die Privalbanken, noch die dortigen größeren 
Handelshäuſer dieſe Noten an. 

— [Die Krankenanſtalt der barmherzigen Schwe— 
ſtern.] In der von den barmherzigen Schweſtern des h. Vincenz 
verwalteten Krankenanſtalt ſind im vorigen Jahre 932 Perſonen 
behandelt worden, einschließlich der aus dem Vorjahre Verbliebe⸗ 
nen. Davon find 700 geneſen, 37 als unheilbar entlaſſen, 65 ge⸗ 
ſtorben. Am Jahresſchluſſe blieben 130 Kranke in Behandlung. 
Ueberhaupt wurden 46,289 Verpflegungstage gewährt. Im Laufe 
dieſes Sommers wird die Anſtait durch Anbau eines großen nach 
Süden belegenen Flügels erweitert werden, in deſſen unteren Räu⸗ 
men Küche, Badezimmer und Wirthſchaftsgelaſſe, in den zwei obe⸗ 
ren Stockwerken aber Krankenzimmer eingerichtet werden ſollen. 
Das umfangreiche Gebäude wird mit Anwendung aller in neueſter 
Zeit auf dieſem Gebiete gemachten Verbeſſerungen verſehen ſein, 


erhalten, vermittelſt deſſen in alle Krankenzimmer warmes und 
kaltes Waſſer, jo wie Waſſerdampf geleitet werden kann. Für die⸗ 
ſen Bau iſt eine nicht unbedeutende Summe ausgeſetzt. Wenn das 
durch einerſeits das Kapitalvermögen der Anſtalt ſich vermindert, 
ſo wird andererſeits einem Hauptübel abgeholfen, nämlich der man⸗ 
gelhaften Lokalität des alten Kloſtergebäudes, dem es an Licht, Luft 
und Trockenheit fehlt. Es iſt zu hoffen, daß das Kapital, welches 
der Bau erfordert und das der Krankenpflege entzogen wird, durch 
fromme Legate und Zuwendungen allmälich ergänzt werden wird. 

— l[Verhaftung.] Geſtern Nachmittag iſt der Redakteur 
des „Dzien. pozu“, Hr. Ludwig Jagielski, auf Befehl des Kgl. 
Kammergerichts in Berlin, Abtheilung für Staatsverbrechen, hier 
verhaftet, und geſtern Abend bereits nach Berlin abgeführt worden. 
Die heutige Nummer des „Dziennik“ iſt von einem Hrn. Joſeph 
Zörawski als verantwortlichem Redakteur unterzeichnet. 

x Aus dem Pleſchener Kreiſe, 24. Jan. [Chauſſeebauten; 
der „Neue landſchaftliche Kreditverein !.] Vor einigen Jahren wurde 
zum Zweck des Ausbaues mehrerer Chauſſeelinien im Kreiſe eine Anleihe von 
108,000 Thlrn. beſchloſſen. Mehrere Jahre der Noth veranlaßten die Stände 
des Kreiſes, alle Chauſſeebauten bis zur Beſſerung der Kreditverhältniſſe und 
womöglich jo lange zu ſiſtiren, bis die emittirten Kreisobligationen einen al pari 
Kurs erreichen würden. Mit Rückſicht auf die gebeſſerten Verhältniſſe und mit 
Rückſicht darauf, daß die ziemlich bedeutenden Kreisſchulden für die Warthe⸗ 
brücke bei Neuſtadt faſt ganz abgewickelt, auch öprozentige Kreisobligationen 
ſehr geiucht ſind: beſchloſſen die Stände auf dem am 14. v. M. abgehaltenen 
Kreistage, die früheren inhibirenden Beſchlüſſe zu Gunſten einer Chauſſee von 
Pleſchen bis zur Proßna, auf Stawiſzyn zu, aufzuheben. Hierbei ſcheint man 
nat zu haben, daß die k. Regierung die Chauſſeelinſen von Neuſtadt a. W. 
nach Klong und reſp. nach Zerkow, als zum Warthe-Uebergangsſyſtem gehö⸗ 
rend, bereits prämiirt hat und den Ausbau beider Strecken umſomehr verlan⸗ 
gen wird, als der Schrimmer Kreis, in Erwartung der Fortſetzung, die Chauſſee 
von Schrimm nach Kions vollendet hat und dem Pleſchener Kreiſe vor Allem 
die Verpflichtung obliegt, die Linie Neuſtadt a. W. — Zerkow zunächſt zu bauen. 
Um nun den Bau der beſchloſſenen Linie von Pleſchen nach der Proßna gleich- 
zeitig zu ermöglichen, hat, wie wir hören, der Landrath unſeres Kreiſes an 
die Stadt Pleſchen die Aufforderung gerichtet, 10—15,000 Thlr. Kreigobliga⸗ 
tionen al pari unterzubringen. Es läßt ſich erwarten, daß die Stadt ein ſo 
kleines Opfer bereitwillig bringen wird, um die höchſt wünſchenswerthe Hans 
delsſtraße nach dem Königreich Polen zu erreihen. — Soweit uns bekannt ger 
worden, ſind Seltens des „Neuen landſchaftlichen Kreditvereins der Perez 
Poſen“ bis zum Schluſſe des vergangenen Jahres folgende Güter des biefigen 
Kreiſes bepfandbrieft werden: Bogwidze, Bomein, Broniſzewice, Czermin, 


Capi Czarnoſzla, Chwaleneln, ra ue Jardin, e I. | 
5 eng, Mamoiy, Marſzew, Ordzim, | 1 

Pieruſzyce, Radlin, Rzegoein, Skawoſzew, Wiec pu, Wola erde Mita: | EICHBORN’S HOTEL. Die Kaufleute Cohn aus 
| fjvce. Von dieſen Gütern befinden ſich 3 in deu 


Händen. Von ſämmtlichen, in deutſchem Beſitz befindlichen Gütern des Kreifes. | 


und I uchary, Karmin, Kuezkow, 


gehört jetzt J, von den in polniſchem Beſitz / dem „Neuen Kreditverbande* 
an. Es ſcheint, daß die heftige Oppoſition gegen dies Kreditinftitut praktiſch 
befeitigt werden wird. 2 

5 Bromberg, 23. Januar. [Räuberbande; Eiſenbahnuufallz 
Mißgeburt.] Geſtern wurde vor dem hieſigen Schwurgerichte gegen eine 


berüchtigte Räuberbande verhandelt, die in der Umgegend ihr Weſen getrieben 


bat. Die Verhandlung dauerte unter der lebhafteſten Theilnahme im dichtge⸗ 
füllten Zuſchauerraume, von 9 Uhr Morgens bis gegen 10 Uhr Abends. Die 
Angeklagten find: Der Knecht George Michalski aus Deutſch⸗Brieſen, die Tage⸗ 
löhner Anton und Joſeph Chudacz aus Dziewierzewo und der Lumpenſammler 


Biskupski aus Pila⸗Mühle, ſämmilich ſchon wegen Diebſtahls ac. (darunter Mi⸗ 


chen und 22 in polniſchen 


chalski bereits ſechsmal), verurtheilt. Aus der — entnehmen wir: Am 31. 
Mai v. J. ging der Kaufmann Eiſak Alexander aus Nakel auf der Chauſſee von 
Nakel nach dem Dorfe Trzeciewnica, um Wolle zu 1 75 Kurz vor Trzecie⸗ 
wnica wurde er von drei Männern angehalten. Der Eine fragte * in polni« 
ſcher Sprache, ob er eine Priſe Tabak habe. Alexander hielt ihm die Doſe hin, 
worauf dleſer und einer der Begleiter eine Priſe nahmen, während der dritte der 
Männer ſich mehr zurückhielt. Hierauf fragte der Erſte den A., wo er her ſei. 
Als A. dieſe Frage auch an ihn richtete, wurde er plötzlich von dem Zweiten. ge⸗ 
packt und gefragt, ob er Geld bei ſich habe. Beide rangen mit einander, A 
wurde zur Erde geriſſen, ſo 8 er mit dem Geſichte nach unten lag und erhiel 
mit einem Steine drei heftige Schläge auf den Hinterkopf, in Folge deren er ber 
wußtlos liegen blieb. Als er wieder zu ſich kam, waren die Männer verſchwun⸗ 
den. Mit vieler Mühe ſchleppte ſich . bis zu dem nahe wohnenden Ackerbürger 
Brunk, der ihn auf ſeinem Wagen nach Natel ſchaffte. Hler vermißte er außer 
ſeiner Mütze, einigen Wollſäcken und ſeiner Doſe auch ſeine Geldkatze mit 25 
Thlrn. Mütze und Wollfäcke wurden ſpäter auf der Chauſſe wiedergefunden. 
Auch hatte A. einen zwei Zoll tiefen Stich in dem Oberſchenkel und lag an feinen 
Wunden über drei Wochen krank. Gleich am folgenden Tage, 1. Juni, wurde 
ein zweiter Raubanfall gegen die Schweinehändfer Beyer und Bruckmann aus 
Poln. Krone verübt (wie damals auch gemeldet worden). Die Genannten hat⸗ 
ten in Bromberg Schweine eingekauft und trieben dieſelben gemeinſchaftlich auf 
der Chauſſee nach Poln. Krone. Gegen 9 ½ Uhr Abends erreichten fie die hin» 
ter dem Oplawiecer Chauſſeehauſe belegene Schonung. Aus derſelben traten 
fünf Männer heraus und umringten die Schweinetreſber. Gleichzeitig richte⸗ 
ten zwei der Räuber Piftolen auf fie und drohten mit Erfchiegen. Beyer und 
Brückmann machten Vorſtellungen, indeß darauf erhielt letzterer von einem der 
Räuber mit einer langen Stange einen Schlag auf den Kopf, daß er nieder⸗ 
ſtürzte. Beyer verſuchte nun zu entkommen und lief an der Chauſſe entlang noch 


Poln. Krone zu, wurde aber bald eingeholt und durch einen Schlag mit der 


Stange zu Boden geſtreckt. Sein Verfolger warf ſich ſogleich auf ihn, entriß 
ihm die Geldkatze und entfloh. Unterdeſſen hatten die übrigen Ränber dem 
Brückmann die Geldkatze ıc., ein Taſchenmeſſer, einen Kamm und eine Tabaks⸗ 
pfeife genommen und ſich damit in die Schonung zurückgezogen. Als Brück⸗ 
mann wieder zu ſich gekommen war, trieben er und Beyer die Schwelne nach 
dem Oplawlecer Chauſſeehauſe, wo fie dieſelben über Nacht ſtehen ließen und 
übernachteten ſelbſt in einem nahe gelegenen Kruge. Brückmann namentlich war 
von den Mißhandlungen ſehr erſchöpft. In der Geldkatze des Beyer befanden 
ſich 495 Thlr.; der Jubalt der Geldkatze des Brückmann betrug außer einem 
Gewerheſcheine und einer Brieftaſche 53 Thlr. Der Verdacht der Thäterſchaft 
lenkte ſich ſehr bald auf die Angeklagten, und zwar bei dem Raubanfalle des 
Alexander auf Michalski und Anton und Joſeph Chudacz, bei dem des Beyer 
und Brückmann auf alle Genannten und außerdem noch auf einen gewiſſen Lo⸗ 
renz Biskupski (Bruder des Angeklagten), welcher aber bis jetzt nicht hat ergrif⸗ 
fen werden können. Unter vielen anderen Verdachtsgründen heben wir hervor: 
Am 4. Juni v. J. Abends erſchien Michalski in Dziewierzewo⸗Hufen in der Wohr 
nung des Anton und Joſeph Chudaez, welche dieſelbe mit ihrem Schwager, dem 
Käthner Michael Bleſa, theilten, und zeigte dort viel Geld vor. Auch ſchenkte 
er dem Bleja wie der Frau deſſelben Pak einen Zehnthalerſchein und wechſelte 
am andern Morgen im Dorfe einen Hundertthalerſchein. Wenige Tage darauf, 
als Michalski von einem Beſuche in jener Gegend kam, wurde er von Gendar⸗ 
men 1 5 und unterſucht, und man fand bei ihm eine geladene Gendar⸗ 
meriepiſtole und den Gewerbeſchein des Beyer ſo wie deſſen Brieftaſche. An 
Geld hatte er bei ſich im Ganzen 166 Thlr. 10 Sgr. Michalski räumt ein, daß 
das Geld, der Gewerbeſchein und die Brieftaſche von dem an Beyer und Brüd- 
mann begangenen Raube herrührten, beſtreitet jedoch die Verübung deſſelben 
und ſtellt den Zuſammenhang ganz anders, natürlich in lügenhafter Weiſe, dar. 
Es wurden 20 Zeugen vernommen, deren Ausſagen die Angeklagten ſchwer be⸗ 
laſteten. Das Verdikt der Geſchworenen lautete bei den Angeklagten Michalski, 
Anton und Joſeph Chudaez auf „ſchuldig“ der Raubanfälle gegen Eſſak Aleran- 
der und Beyer ꝛc., bei Biskupeki, der nur der Theilnahme an dem zweiten Raub⸗ 
anfalle angeklagt war, auf „nicht ſchuldig“. Der Gerichtshof verurtheilte in 
Folge deſſen wegen zweifachen Straßenraubes den Michalski zu 20, Anton Chu 
dacz zu 16 und Joſeph Chudacz zu 15 Jahren Zuchthaus; Biskupski wurde frel⸗ 
geſprochen. — Dienſtag Abend ſtreifte der von Bromberg abgehende Guͤterzu 

den von Eydkuhnen kommenden Sapneiltug auf der Kreuzungsſtation Czerwinsk, 
jo daß von faſt allen Wagen des Schnellzuges die Griffe vollſtändig abgeriſſen, 
auch einige Thüren und Fenſter zerſchlagen wurden. © chnellzug konnte je 
doch noch bis Bromberg fahren, wo andere Perſonenwagen angeht wurden, 
wodurch nur eine e von 20 Minuten entſtanden iſt. — In Wola 
czewojewska im Kreiſe Mogilno hat eine Magd ein Kind mit 2 vollkommen aus⸗ 
gebildeten Köpfen geboren, das jedoch bei der Geburt ſtarb. Die Leiche wurde 
beerdigt, da die Mutter ſich weigerte, dieſelbe zur Aufbewahrung in einem wiſ⸗ 


tlichen Kabinet ben. 
insbeſondere eine vorzügliche Ventilation und ein Röhrenſyſtem A . 


Von Neuem haben wir Veranlaſſung, über die hellkräftige Wirkſamkeit 
des vegetabiliſchen Kräuterhaarbalſams Eenrit des heben 
von Hutter & Comp. in Berlin, Niederlage bei ierrinann 
Moegelin in Poſen, Breslauerſtraße 9, zu berichten, und wollen wir 
die unzweifelbare Wirkung deſſelben durch nachverzeichnete Schreiben von acht- 
barer Hand beweiſen. 

Ew. Wohlgeboren! Im Auftrage meines Schwagers, des Kanzleiraths 


| 8 „ſage Ihnen feinen verbindlichſten Dank für die ſchnelle und ſichere 


irkung Ihres Esprit des heren; denn ſaſt alle kahlen Stellen 
auf ſeinem Haupte ſind mit ſchönem, vollen Haar bedeckt, und bittet er Sie, 


ihm noch fernere zwei Flaſchen à 1. Thlr. unter feiner früheren Adreſſe überſen⸗ 


den zu wollen. 

3: 3. Minden, den 28. November 1861. 

N 5 E. v. Tauber, Dr. Jur. 

w. Wohlgeboren erſuche um nochmalige Ueberſendung von drei Flaſchen 

à 1 Thlr. Ihres ausgezeichneten Balſams, und füge — beine Pe 
zu, für den Erfolg, welchen ich von der vorigen Gendung hatte. Mein Kopf 
iſt neu geſtärkt, das Ausfallen der Haare verhindert, und neues junges Haar, 
mit derſelben Farbe wie das Alte, ſprießt in dichter Menge hervor. 5 

Danzig, den 1. Dezember 1861. A. Scheiding. 
— — — ⅛— — ſ—ſ— 


Angekommene Fremde. 


1 Df Rom. 88 gt. Kan 

BUSCH’S HOTEL DE 2 nigl. Kammerherr Graf Radolinski aus 

Jarocin, Gutsbeſitzer Fenner aus Zelazuo, die Kaufleute Köhler and 
Berlin, Naumann aus Breslau, Maurer aus Dresden und Riedel aus 


Leipzig. 

HOTEL DU NORD. Rittergutsbeſitzer v. Koczorowski aus Jaſin au 
Nittergutsbeſitzer v. Trawihska aus Touiſsavs, Frau a G4. 
eimska aus Schubin und Gerichts. Aſſeſſor Schatz aus Grätz. 

OEHMIG’S HOTEL DE FRANCE. Kaufmann Milde aus Magdeburg, 
die Nittergutöbefiger v. Wedel aus Brody und Schmidt aus Charzewo, 
Adminiſtrator Magdzinski aus Krzyzany und Partikulter Bach aus 


Nawicz. | 

SCHWARZER ADLER. Gutsbeſitzer v. Weſierski aus Myſzki und 5 
RU Au, Kunowo, N ar 855 . n 

MYLIUS’ HOTE u DRESDE. artikulier Lavino aus Sieros 
die Kaufleute Mattoreck aus Die: Gebrüder Jacoby aus Berlin 
Hinze, Heinrich und Dockhorn aus Breslau, Kock aus Barmen, Bader 
aus Grünberg, Döring aus Leipzig, Wünnenberg aus Dülken, Feld⸗ 
heim aus Dettelbach und Oelsner aus Hamburg. 

BAZAR. Advokat Ciagligsti aus Warſchau die Gutsbefiger v. Dziembowski 
aus Kludzin und v. Zabkocki aus Tunowo. 

HOTEL DE B RLIN. Kaufmann Bernhard aus Liſſa, Oberförſter Fintz 
aus Enin, Wirthſchafts Eleve v. Koſzutgki aus Modlſſzewko, Hotelr 
beſitzer Paprzycki aus Wreſchen und Jnſpektor FN Dembnica, 

Die! eyſern, Lauter aus 
Schlochau, Uri aus Küftrin und Landsberg aus lin 

EICHENER BORN. Die Gaſtwirthe Kasper und Stelmacher aus Swig⸗ 
ezyn, Ziegeleibeſitzer Paſchen aus Zions, Kantor Goldkraut aus Wit, 
kowo, Schneidermeifter Schwarz aus Koſten und Kaufmann Löwen⸗ 
thal aus Samter. 

KRUG’S HOTEL. Domänenpächter Kliſch aus Schildberg, Kammmacher 
Schwarzbauer aus Guhrau und Landwirth Gernerto aus Teklinow. 

BRESLAUER GASTHOF. Die Handelsleute Leikert und Gebrüder Gödel 
aus Rewersdorf, Gödel aus Zduny und Hoffmann aus Stettin. 


(Beilage.) 


